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Traktanden
1.	 Wahl der Stimmenzählenden

2.	 Protokoll der Gemeindeversammlung 

vom 11. Juli 2024

3.	 Genehmigung des Budgets 2025 und 

Festsetzung des Steuerfusses für das 

Jahr 2025

4.	 Festlegung der Abgabe für die Son-

dernutzung des öffentlichen Grundes 

zum Bau und Betrieb des elektrischen 

Verteilnetzes

5.	 Teilrevision des Abfallbewirtschaf-

tungsgesetzes, des Gebührenregulati-

ves für die Abfallbewirtschaftung und 

des Gebührentarifs für die Wasserver-

sorgung

6.	 Erlass eines kommunalen Beherber-

gungsgesetzes

7.	 Varia

Tractanda/Traktandum 2
Protocol da la radunanza cumünela dal 11 lügl 2024

Protokoll der Gemeindeversammlung vom 11. Juli 2024

Gemäss den Bestimmungen des kantonalen Gemeindegesetzes wird das Protokoll 

der Gemeindeversammlung spätestens einen Monat nach der Versammlung auf 

ortsübliche Weise publiziert. Einsprachen gegen das Protokoll der Gemeindever-

sammlung sind innert 30 Tagen schriftlich an den Gemeindevorstand einzureichen.

Das Protokoll vom 11. Juli 2024 war ab 30. Juli 2024 auf der Internetseite der Ge-

meinde unter www.samedan.ch, Rubrik «Amtliche Publikationen» aufgeschaltet. In-

nert der Frist von 30 Tagen sind keine Einsprachen eingegangen. Das Protokoll der 

Gemeindeversammlung vom 11. Juli 2024 gilt somit als genehmigt.

Titelbild: Claudia Kruttschnitt
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Tractanda/Traktandum 3
Appruvaziun dal preventiv 2025 e fixaziun dal pè d’impostas 

per l’an 2025

Genehmigung des Budgets 2025 und Festsetzung des Steuer-

fusses für das Jahr 2025

Hinweis: Das Budget mit allen Detailinformationen kann von 

der Internetseite www.samedan.ch, Rubrik «Politik/Gemeinde-

versammlung» heruntergeladen oder bei der Gemeindekanzlei 

bezogen werden.

Cuort e bön / In Kürze

Erfolgsrechnung 2025

In TSD Rechnung 2023 Budget 2024 Budget 2025

Aufwand 25’490 26’705 27’170

Ertrag 28’250 23’580 24’215

Ergebnis 2’760 -3’125 -2’955

Gestufter Erfolgsausweis 2025

In TSD Rechnung 2023 Budget 2024 Budget 2025

Ergebnis aus betrieblicher Tätigkeit 1’995 -3’375 -3’295

Ergebnis aus Finanzierung 805 250 340

Operatives Ergebnis 2’800 -3’125 -2’955

Ausserordentliches Ergebnis -40 0 0

Gesamtergebnis Erfolgsrechnung 2’760 -3’125 -2’955

Investitionsrechnung 2025

In TSD Rechnung 2023 Budget 2024 Budget 2025

Ausgaben -4’670 -5’085 -3’515

Einnahmen 1’025 510 500

Nettoinvestitionen -3’645 -4’575 -3’015

Geldflussrechnung 2025

In TSD Rechnung 2023 Budget 2024 Budget 2025

Cashflow aus operativer Tätigkeit 8’090 35 -540

Cashflow aus Investitions- und Anlagentätigkeit -3’645 -4’575 -3’015

Cashflow aus Finanzierungstätigkeit -7’000 0 0

Total Cashflow (+) / Cashloss (-) -2’555 -4’540 -3’555
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Finanzkennzahlen 2025

Rechnung 2023 Budget 2024 Budget 2025 Bewertung

Selbstfinanzierungsgrad in % 197.5 0.8 -17.9 ungenügend

Selbstfinanzierungsanteil in % 27.5 0.2 -2.4 schwach

Kapitaldienstanteil in % 17.0 16.1 15.2 hoch - tragbar

Zinsbelastungsanteil in % -0.1 1.0 0.4 gut

Investitionsanteil in % 20.1 19.3 13.9 mittel

Bruttoverschuldungsanteil in % 53.6 69.6 49.6 sehr gut

Nettoschuld in CHF pro Kopf -6’276 -5’345 -7’931 gut

Finanzierungsausweis 2025 – 2029

In TSD

Rechnung 

2023

Budget

2024

Budget

2025

Planjahr

2026

Planjahr

2027

Planjahr

2028

Planjahr

2029

Selbstfinanzierung 8’090 35 -540 665 680 780 865

Nettoinvestitionen -3’645 -4’575 -3’015 -3’690 -4’130 -450 100

Finanzierungsüberschuss (+) 4’445 330 965

Finanzierungsfehlbetrag (-) -4’540 -3’555 -3’025 -3’450

Beurteilung der Gemeindefinanzen

Die Finanzpolitik ist auf Nachhaltigkeit und Stabilität auszu-

richten. Entsprechend soll der Finanzhaushalt gemäss Art. 62 

der Gemeindeverfassung mittelfristig ausgeglichen sein. Art. 6 

des kantonalen Finanzhaushaltgesetzes fordert, dass die Er-

folgsrechnung mittelfristig ausgeglichen sein soll. Schliesslich 

verpflichtet Art. 39 des kantonalen Gemeindegesetzes die Ge-

meinden, die Steuern so festzulegen, dass der Finanzhaushalt 

auf Dauer ausgeglichen bleibt.

Der Massnahmenplan zur Sanierung des Finanzhaushaltes war 

zielführend. Die Gemeinde Samedan verfügt aktuell über ei-

ne gute finanzielle Basis. Die Verschuldung konnte seit Anfang 

2014 von CHF 56 Mio. bis Ende 2024 auf CHF 7 Mio. abgebaut 

werden. Der konsequente Abbau des Fremdkapitals hat sich als 

absolut wichtig und richtig erwiesen. In der Folge konnten die 

finanzpolitischen Prioritäten angepasst und per 01.01.2022 ei-

ne Reduktion des Steuerfusses um 10% beschlossen werden. 

Angesichts der langen Reihe mit ausgezeichneten Rechnungs-

abschlüssen darf eine weitere Steuersenkung ins Auge gefasst 

werden. Der Gemeindevorstand beantragt, den Steuerfuss um 

weitere 10% von bisher 85% auf neu 75% der einfachen Kan-

tonssteuer festzulegen. Darüber hinaus sollen die Grundge-

bühren für die Wasserversorgung um gut 40% und die Grund-

gebühren für die Abfallbewirtschaftung um knapp 45% gesenkt 

werden. Die Steuer- und Gebührenzahlenden in Samedan  

werden damit substanziell entlastet, was zu einer weiteren At-

traktivitätssteigerung der Gemeinde Samedan beiträgt.

Die Investitionsrechnung sieht Bruttoinvestitionen in der Höhe 

von CHF 3.5 Mio. vor. Nach Abzug der Einnahmen von CHF 

0.5 Mio. verbleiben Nettoinvestitionen von CHF 3.0 Mio. Die 

Vermeidung einer Neuverschuldung bleibt wie in den finanz-

politischen Richtzielen verankert für den Gemeindevorstand 

prioritär. Dies wiederum setzt voraus, dass sämtliche anste-

henden Investitionen zu 100% aus eigenen Mitteln finanziert 

werden müssen. Mit dem vorliegenden Budget 2025 wird die-

ses Ziel nicht erreicht. Auch über die gesamte Finanzplanperio-

de bis 2029 wird der angestrebte Selbstfinanzierungsgrad von 

100% verfehlt. Ein Rückblick auf die vergangenen Rechnungs-

abschlüsse zeigt aber, dass die Erfüllung dieser Vorgabe trotz-

dem durchaus realistisch ist und dass der Einnahmenverzicht 

für den Finanzhaushalt verkraftbar ist. Dies setzt allerdings vo-

raus, dass sich die Gemeinde auf ihre Kernaufgaben konzen-

triert, Augenmass bei den Ausgaben bewahrt und umsichtig 

mit den beschränkten finanziellen Mitteln umgeht. Es wird nö-

tig sein, sorgfältig zwischen dem Wünschbaren und dem Not-

wendigen zu unterscheiden und auf übertriebene Erwartungen 

und Forderungen zu verzichten. Dies vorausgesetzt, und unter 

dem Vorbehalt, dass keine unerwarteten exogenen Faktoren 

einwirken, sollte die Steuersenkung nachhaltig sein.
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Kenntnisnahme vom Finanzplan 2026-2029

Vergleiche Budgetheft 2025, erhältlich auf der Gemeindever-

waltung und auf der Internetseite der Gemeinde www.same-

dan.ch, Rubrik «Politik/Gemeindeversammlung».

Propostas da la suprastanza cumünela

1.		 Appruvaziun dal preventiv preschanto pel quint da gestiun 

dal 2025.

2.		 Appruvaziun dal quint d’investiziuns dal 2025 seguond 

l‘art. 53 da l’uorden da finanzas cumünel.

3.		 Sbasser il pè d’impostas sün 75% da l’imposta chantunela 

simpla.

4.		 Lascher l’imposta sün immobiglias tar 1.5‰ da la valur 

chantunela da l’imposta sülla faculted.

5.		 Piglier cugnuschentscha dal plaun da finanzas 2026 fin 

2029.

Anträge des Gemeindevorstandes

1.		 Genehmigung des vorliegenden Budgets für die Er-

folgsrechnung 2025. 

2.		 Genehmigung der Investitionsrechnung 2025 im Sinne 

von Art. 53 der kommunalen Finanzverordnung.

3.		 Senkung des Steuerfusses auf 75% der einfachen  

Kantonssteuer. 

4.		 Belassung der Liegenschaftssteuer auf 1.5‰ des  

kantonalen Vermögenssteuerwertes.

5.		 Den Finanzplan 2026 bis 2029 zur Kenntnis nehmen.

Tractanda/Traktandum 4
Fixaziun da la taxa per la construcziun e la gestiun da la rait da 

distribuziun per la forza electrica sül terrain public per l’an 2026

Festlegung der Abgabe für die Sondernutzung des öffentli-

chen Grundes zum Bau und Betrieb des elektrischen Verteil-

netzes für das Jahr 2026

Cuort e bön

Per l’ütilisaziun dal terrain public a favur da la rait da distribuziun 

electrica po la vschinauncha pretender üna taxa. La taxa dess gnir 

fixeda scu fin uossa sün 1.5 raps/kWh. 

In Kürze

Für die Sondernutzung des öffentlichen Grundes zum Bau und 

Betrieb des elektrischen Verteilnetzes kann die Gemeinde von 

den Energieversorgungsunternehmen eine Abgabe verlangen. 

Die Abgabe soll wie bisher auf 1.5 Rp./kWh festgelegt werden.

4.1 Ausgangslage

Die Entschädigung für gemeinwirtschaftliche Leistungen, na-

mentlich für die Sondernutzung des öffentlichen Grundes zum 

Bau und Betrieb des elektrischen Verteilnetzes, war im Gesetz 

betreffend das Elektrizitätswerk der Gemeinde Samedan mit 

1.5 Rp./kWh fix verankert. Nach der erfolgten Verselbständi-

gung des Elektrizitätswerkes Samedan und der damit einherge-

gangenen Aufhebung des EW-Gesetzes bildet das Gesetz über 

das Energieversorgungsunternehmen Samedan (Energia Same-

dan) die gesetzliche Grundlage für die Erhebung der Abgabe.

Gemäss Art. 9 des Gesetzes über Energia Samedan kann die 

Gemeinde von Energia Samedan sowie von Dritten, denen auf 

Teilen des Gemeindegebietes der Netzbetrieb für die Vertei-

lung von elektrischer Energie übertragen wird, für die Sonder-

nutzung des öffentlichen Grundes zum Bau und Betrieb des 

elektrischen Verteilnetzes eine Abgabe pro kWh verlangen. Die 

Höhe der Abgabe ist von der Gemeindeversammlung alljähr-

lich festzulegen. Die Abgabe darf nicht mehr als 1.5 Rp./kWh 

betragen.

Die Betreiber der Netze für die Übertragung von elektrischer 

Energie sind berechtigt, die Abgaben auf ihre jeweiligen End-

verbraucher zu überwälzen. Die Abgaben sind in der Rechnung 

an den Endverbraucher nach Massgabe der geltenden bundes-

rechtlichen Bestimmungen separat auszuweisen.
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4.2 Höhe der Abgabe

Seit 1. Januar 2015 beträgt die Abgabe unverändert 1.5 Rp./

kWh. Dies soll so belassen werden.

Der Strompreis von Energia Samedan für das Jahr 2025 setzt 

sich für das Standardprodukt wie folgt zusammen (Verbrauchs-

kategorie 4-Zimmerwohnung mit Elektroherd):

Strompreis Energia Samedan 2025 (in Rp./kWh exkl. MWST)

Netznutzung 11.39

Energie 14.95

Abgaben an das Gemein-

wesen 1.50

Förderabgaben (KEV) 2.30

Total 30.14

Ein 4-Personen-Haushalt mit einem durchschnittlichen Jah-

resstromverbrauch von 4’500 kWh wird durch die Abgabe an 

die Gemeinde mit CHF 67.50 pro Jahr belastet. Mit rund CHF 

400’000 jährlich bildet die Abgabe auf der anderen Seite einen 

wesentlichen Bestandteil auf der Einnahmenseite in der Ge-

meinderechnung.

4.3 Inkrafttreten

Eine Anpassung der Abgabenhöhe erfolgt nach dem Ende 

der laufenden jährlichen Abrechnung auf die nächste Abrech-

nungsperiode. Die Meldung der Tarife an die ElCom durch die 

Energieversorgungsunternehmen hat jeweils bis 31. August 

zu erfolgen. Die Abgabe ist Tarifbestandteil und muss deshalb 

auch durch die ElCom genehmigt werden. Die Festlegung der 

Abgabe entfaltet ihre Wirkung daher für den Tarif 2025, wel-

cher auf den 1. Januar 2026 in Kraft tritt.

Proposta da la suprastanza cumünela

Fixer la taxa per l’ütilisaziun dal terrain public a favur da la rait da 

distribuziun electrica per l’an 2026 scu fin uossa sün 1.5 raps/

kWh.

Antrag des Gemeindevorstandes 

Festlegung der Abgabe für die Sondernutzung des öffentlichen 

Grundes zum Bau und Betrieb des elektrischen Verteilnetzes 

für das Jahr 2026 wie bisher auf 1.5 Rp./kWh.

Tractanda/Traktandum 5
Revisiun parziela da la ledscha davart la gestiun d’immun-

dizchas, dal regulativ da taxas lotiers e dal regulativ da taxas 

pel provedimaint d’ova

Teilrevision des Abfallbewirtschaftungsgesetzes, des Gebüh-

renregulatives für die Abfallbewirtschaftung und des Gebüh-

rentarifs für die Wasserversorgung

Cuort e bön

Il provedimaint d’ova e l’alluntanamaint da las immundizchas ve-

gnan mnos scu finanziaziun speciela. Quista stu esser a vista mez-

zauna equilibreda. Actuelmaing surpassan las entredgias da las 

taxas ils cuosts e per la fin da l’an 2023 demuossa la bilauntscha 

ün grand surpü invers las finanziaziuns specielas dal provedimaint 

d’ova e da las immundizchas. Las taxas annuelas staun perque gnir 

sbassedas. Per la taxa fundamentela dal provedimaint d’ova es 

previs üna reducziun da 0.24‰ sün 0.14‰ e pel ram da la taxa 

fundamentela da las immundizchas ün sbassamaint da 0.52‰ –  

0.57‰ sün 0.25‰ – 0.40‰. La fixaziun da las taxas es suotta- 

missa a l’oblig da consultaziun tres il survaglieder dals predschs. Il  

rapport correspundent nu contesta las taxas previssas. Cun üna 

adattaziun fuormela da la ledscha davart las immundizchas e’l re-

gulativ da taxas lotiers vain il process da taxaziun pel provedimaint 

d’ova, l’ova persa e las immundizchas armoniso.

In Kürze

Die Wasserversorgung und die Abfallbewirtschaftung wer-

den als Gemeindebetriebe mit Spezialfinanzierung geführt. 

Nach dem abgaberechtlichen Prinzip der Kostendeckung 

soll der Ertrag der Gebühren die gesamten Kosten der Ge-

meindebetriebe mit Spezialfinanzierung mittelfristig decken. 

Die Verpflichtungskonten in der Bilanz gegenüber die Spezial-

finanzierungen Wasserversorgung und Abfallbewirtschaftung 

weisen per 31.12.2023 hohe Überschüsse aus und die Gebüh-

renerträge übersteigen mittelfristig die Kosten der Spezialfi-

nanzierung. Unter Beachtung des Kostendeckungsprinzips ist 

eine Reduktion der jährlich wiederkehrenden Gebühren vorzu-

nehmen. Die Wassergrundgebühr soll von 0.24‰ auf 0.14‰ 

gesenkt werden und der Rahmen für die Abfallgrundgebühr von 

0.52‰ - 0.57‰ auf 0.25‰ - 0.40‰. Bei der Festlegung der Ge-

bühren für Wasser und Abfall besteht eine Konsultationspflicht 

durch den Preisüberwacher. Dieser hat die vorgesehenen Ge-

bühren nicht beanstandet. Mit einer formellen Anpassung des 

Abfallbewirtschaftungsgesetzes und des entsprechenden Ge-

bührenregulatives wird eine Vereinheitlichung des Veranla-

gungsprozesses für Wasser, Abwasser und Abfall vollzogen.
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5.1 Ausgangslage

Gemäss Art. 64 des Raumplanungsgesetzes für den Kanton 

Graubünden (KRG) werden Gebühren erhoben zur Deckung 

der Kosten für den Bau, den Betrieb, den Unterhalt und die 

Erneuerung von Versorgungs- und Entsorgungsanlagen. Die 

Gemeinden bestimmen in einem Gemeindeerlass, welche Ge-

bühren erhoben werden. Sie legen den Kreis der Gebühren-

pflichtigen sowie die Bemessungsgrundlagen und die Gebüh-

renansätze fest und regeln das Verfahren für die Veranlagung 

und den Bezug der Gebühren.

Die im KRG vorgegebene Finanzierung von Erschliessungs

anlagen wird in Art. 70 des kommunalen Baugesetzes konkre-

tisiert: 

	– �Die Grundeigentümer beteiligen sich an den Auslagen der 

Gemeinde für die Erschliessung mittels Grundeigentümer-

beiträgen, Anschluss- und Benützungsgebühren. 

	– �Zur Deckung aller nicht durch Beiträge finanzierten Kosten 

von Versorgungsanlagen der Grund-, Grob- und Feinerschlie-

ssung werden Anschlussgebühren und wiederkehrende Ge-

bühren (Grundgebühren, Mengengebühren) erhoben.

	– �Zur Deckung der Kosten der Abfallbewirtschaftung werden 

Mengengebühren und jährlich wiederkehrende Grundge-

bühren erhoben.

Im harmonisierten Rechnungslegungsmodell 2 (HRM2) stel-

len die Wasserversorgung, die Abwasserbeseitigung und die 

Siedlungsabfallentsorgung einen «Gemeindebetrieb mit Spezi-

alfinanzierung» dar (Konto 7101, 7201 und 7301). Spezialfi-

nanzierungen werden geführt, wenn Mittel gesetzlich zur Er-

füllung bestimmter öffentlicher Aufgaben zweckgebunden sind 

und wenn zwischen der erfüllten Aufgabe und den von den 

Nutzniessenden direkt erbrachten Entgelten ein Kausalzusam-

menhang besteht.

Spezialfinanzierungen unterstehen dem Grundsatz der Eigen-

wirtschaftlichkeit und werden als selbstständige Rechnung 

innerhalb der Verwaltungsrechnung geführt. Dies bedeutet, 

dass Leistungen des Betriebes grundsätzlich nur gegen kos

tendeckendes Entgelt erfolgen können. Dieses Entgelt ist so 

zu bemessen, dass die gesamten Betriebskosten einschliesslich 

der Kapitalkosten (Zinsen und Abschreibungen) gedeckt sind. 

Die Spezialfinanzierungen in der Erfolgsrechnung müssen am 

Ende der Rechnungsperiode ausgeglichen sein. Überschüsse 

werden in die Bilanz übertragen.

Nach dem abgaberechtlichen Prinzip der Kostendeckung soll 

der Ertrag der Gebühren die gesamten Kosten der Gemeinde-

betriebe mit Spezialfinanzierung mittelfristig weder überstei-

gen noch unterschreiten. Es ist es nicht erforderlich, dass die 

Gebühreneinnahmen jedes Jahr exakt die Kosten decken (jähr-

lich ausgeglichene Rechnung). Ein Kostendeckungsgrad von 

100% soll mittelfristig, das heisst über einen Zeitraum von 5 

bis 10 Jahren, erreicht werden.

Der Gemeindevorstand überprüft die Tarifstruktur der wieder-

kehrenden Grund- und Mengengebühren regelmässig und stellt 

bei Bedarf Antrag auf deren Anpassung. Die Verpflichtungskon-

ten in der Bilanz gegenüber die Spezialfinanzierungen Wasser-

versorgung und Abfallbewirtschaftung weisen per 31.12.2023 

hohe Überschüsse von CHF 5’030’000 bzw. CHF 3’420’000 

aus. Aufgrund der vorliegenden Zahlen übersteigen die Gebüh-

renerträge mittelfristig die Kosten der Spezialfinanzierung. Un-

ter Beachtung des Kostendeckungsprinzips ist eine Reduktion 

der jährlich wiederkehrenden Gebühren vorzunehmen.

Darüber hinaus muss das Verhältnis zwischen der Grundge-

bühr und der Mengengebühr in etwa dem Verhältnis zwischen 

den mengenunabhängigen Fixkosten und den variablen Kosten 

entsprechen.

5.2 Finanzierung der Wasserversorgung

Gemäss Art. 35 des kommunalen Gesetzes über die Wasser-

versorgung und die Abwasserbehandlung erhebt die Gemein-

de zur Deckung ihrer Auslagen für den Bau, den Betrieb, den 

Unterhalt und die Erneuerung (Sanierung, Ersatz) von öffent-

lichen Wasserversorgungs- und Abwasseranlagen kostende-

ckende und verursachergerechte Beiträge und Gebühren ge-

mäss den Bestimmungen des Baugesetzes.

Für die Wasserversorgung werden nebst der einmaligen An-

schlussgebühr wiederkehrende Gebühren in Form einer 

Grundgebühr und einer Mengengebühr sowie eine Miete für 

die Wasserzähler erhoben (Art. 36 Gesetz über die Wasserver-

sorgung und die Abwasserbehandlung)

Die Gebührenansätze werden in einem separaten Tarif im An-

hang festgelegt. Bemessungsgrundlage der Grundgebühren 

bilden der gemäss Gebäudeversicherungsgesetz indexierte 

Neuwert des angeschlossenen Gebäudes. Die für alle ange-

schlossenen Liegenschaften zu bezahlenden Mengengebühren 

für die Wasserversorgung werden nach dem Frischwasserver-

brauch gemäss Wasserzähler und den festgelegten Ansätzen 

für die jeweilige Mengengebühr in CHF/m3 veranlagt.

5.3 Finanzierung der Abfallbewirtschaftung

Mit Bezug auf die Abfallbewirtschaftung verlangt Art. 32a des 

Bundesgesetzes über den Umweltschutz, dass die Kosten für 

die Entsorgung der Siedlungsabfälle mit Gebühren oder ande-

ren Abgaben den Verursachern überbunden werden.
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Die Gemeinde deckt ihren Aufwand für die Bewirtschaftung 

der Siedlungsabfälle durch die Erhebung von kostendecken-

den und verursachergerechten Abfallgebühren, bestehend aus 

Grundgebühren und Mengengebühren. Bemessungsgrundlage 

für die Veranlagung der Grundgebühr bildet der gemäss Ge-

bäudeversicherungsgesetz indexierte Gebäudeneuwert (Art. 

27 AG). Mengengebühren werden insbesondere für Kehricht, 

Grossküchenabfälle etc. erhoben. Die Mengengebühren wer-

den in Form von Gebinde- und Containergebühren gemäss 

den Empfehlungen der Region Maloja erhoben.

Die Höhe der verschiedenen Gebühren richtet sich nach den 

im Gebührentarif festgelegten Ansätzen.

5.4 Anpassung der Tarife

Die Gebührentarife sollen wie folgt angepasst werden:

Grundgebühr* 

bisher

Grundgebühr*

neu

Mengengebühr**

bisher

Mengengebühr** 

neu

Minderertrag in der 

Spezialfinanzierung

Wasser 0.24‰ 0.14‰ CHF 0.40/m3 CHF 0.40/m3 CHF 200’000

Abfall 0.52 – 0.57‰ 0.25 – 0.40‰ Sackgebühr Sackgebühr CHF 400’000

*�Bemessungsgrundlage ist der Gebäudeneuwert gemäss Ge-

bäudeversicherungsgesetz

**�Bemessungsgrundlage ist der Frischwasserverbrauch gemäss 

Wasserzähler

Zudem wird die jährliche Gebühr für den Wasserzähler von 

CHF 50.00 auf CHF 40.00 reduziert.

Das Verhältnis von Grund- und Mengengebühr hat sich am 

Verhältnis der mengenunabhängigen Kosten und der mengen-

abhängigen Kosten zu orientieren. Allerdings lassen Lehre und 

Rechtsprechung eine gewisse Schematisierung zu. In stark tou-

ristisch geprägten Gemeinden lassen die Rechtsprechung des 

Bundesgerichts und des Verwaltungsgerichts Graubünden ein 

Verhältnis von 75% zu 25% zwischen Grund- und Mengenge-

bühr (Wasser und Abwasser) bzw. von 60% zu 40% (Kehricht) 

zu (so z.B. VGU A 21 29 vom 23. Dezember 2021, E. 6.5). 

Im Bereich «Kehricht» darf der Anteil der Grundgebühr nach 

der bundesgerichtlichen Rechtsprechung höher als 60% sein, 

wenn die Gemeinde nachweisen kann, dass die mengenunab-

hängigen Kosten entsprechend höher sind (BGE2CJ034/2017 

vom 16. Mai 2019, E. 4. 2 und 4.4).

Mit Blick auf die bisher erhobenen Grund- und Mengengebüh-

ren lässt sich festhalten, dass der Anteil der Grundgebühr am 

oberen Rand des zulässigen Rahmens liegt. Mit der Reduktion 

der Grundgebühr fügt sich der Anteil der Grundgebühr besser 

im vom Bundesgericht tolerierten Rahmen ein.

5.5 Anhörungspflicht durch den Preisüberwacher

Die Gemeinden verfügen in ihrem Ver- und Entsorgungsgebiet 

über ein rechtliches oder faktisches Monopol in der Wasser-

versorgung. Damit ist Art. 2 des Preisüberwachungsgesetzes 

(PüG) einschlägig und die Unterstellung unter das Preisüber-

wachungsgesetz gegeben. Gemeinden, welche Wasser- oder 

Abfallgebühren genehmigen, überprüfen oder festlegen, sind 

demnach verpflichtet, dem Preisüberwacher vor dem Entscheid 

die entsprechenden Unterlagen zur Stellungnahme zu unter-

breiten (sog. Anhörungspflicht gemäss Art. 14 PüG).

Ist die Legislative der Gemeinde zuständig für die Festsetzung 

oder Genehmigung einer Preiserhöhung, so hört sie zuvor den 

Preisüberwacher an. Der Preisüberwacher verfügt über ein ge-

setzliches Empfehlungsrecht. Er kann beantragen, auf die Preis-

erhöhung ganz oder teilweise zu verzichten oder einen miss-

bräuchlich beibehaltenen Preis zu senken (Art. 14 Abs. 1 PüG).

Gemäss Gesetz muss die zuständige Behörde der vorgängigen 

Konsultationspflicht des Preisüberwachers i.S.v. Art. 14 PüG 

zwingend nachkommen. Zu unterbreiten sind dem Preisüber-

wacher nicht nur Preiserhöhungen, sondern alle Preisbeurtei-

lungen. Der Preisüberwacher muss insbesondere auch konsul-

tiert werden, wenn es um die Frage geht, ob ein bisheriger 

Preis weiter angewendet werden kann oder gegebenenfalls 

sogar zu senken ist.

Wird der Tarif wie im Fall der Gemeinde Samedan von der Le-

gislative beschlossen, muss die Empfehlung des Preisüberwa-

chers der Exekutive vorliegen, bevor sie entscheidet, welchen 

Vorschlag sie der Legislative unterbreiten will. Die Legislative 

entscheidet schliesslich in Kenntnis des Antrages der Exekuti-

ve und der Empfehlung des Preisüberwachers. Wird der Preis-

überwacher vor der Festlegung der Gebühren nicht angehört, 

sind die eingeführten Gebühren mit einem formellen Fehler 

behaftet. Eine Verletzung der sich aus Art. 14 PüG ergebenden 

Pflichten begründet eine Bundesrechtswidrigkeit und führt im 

Beschwerdefall zur Aufhebung des angefochtenen Aktes.

Mit Eingabe vom 27. Februar 2024 wurden alle erforderlichen 

Unterlagen betreffend die Anpassung der Wasser- und Abfall-

gebühren dem Preisüberwacher zur Überprüfung zugestellt. Am 

15. März 2024 hat der Preisüberwacher Stellung genommen.



9Botschaft zur Gemeindeversammlung vom 12. Dezember 2024   |   www.samedan.ch

5.6 Empfehlung des Preisüberwachers zu  

den Wassergebühren

Hinweis: der Bericht des Preisüberwachers kann bei der Ge-

meindekanzlei bezogen oder von der Internetseite www.same-

dan.ch, Rubrik «Politik/Gemeindeversammlung» heruntergela-

den werden.

Die geplanten Gebühreneinnahmen werden vom Preisüberwa-

cher nicht beanstandet.

Betreffend das Gebührenmodell hat der Preisüberwacher fol-

gendes ausgeführt:

«Es gilt insbesondere abzuklären, ob alle, die die Infrastruktur 

nutzen und Leistungen beziehen oder Kosten verursachen, ih-

ren angemessenen Anteil zahlen. Hier stellt sich zum Beispiel 

die Frage, ob den Gemeinden ihr Anteil für den Wasserver-

brauch der öffentlichen Brunnen und ob der Verbrauch der 

Gemeinde selber insgesamt korrekt verrechnet wird. Auch die 

Gebühren für die Grossverbraucher müssen ihrem Anteil an 

den Kosten entsprechen und dürfen nicht überproportional 

erhöht werden.

Ein grosser Teil der Kosten der Wasserversorgungen fällt un-

abhängig vom Verbrauch an. Daher sollten bei einem finanziell 

nachhaltigen Gebührenmodell mindestens 50% der Einnah-

men über verbrauchsunabhängige Gebühren (Grundgebühren) 

generiert werden.

Je nach Anteil der Gebühreneinnahmen, welcher über die 

Grundgebühren generiert wird, sind die Anforderungen an die 

Bemessungskriterien für diese Gebührenkomponente unter-

schiedlich. Mit einer einheitlichen Taxe pro Anschluss sollte 

nicht mehr als die Hälfte der Gebühreneinnahmen generiert 

werden. Eine einheitliche Taxe pro Wohnung sollte auch bei 

Einpersonenhaushalten (Modellhaushalt des Preisüberwa-

chers) nicht höher ausfallen als die Belastung durch die Ver-

brauchsgebühr (vgl. Beilage 1 «Empfohlene Modelle für die 

Grundgebühren bei der Wasserversorgung»).

Wenn der Anteil der Einnahmen aus Grundgebühren mehr als 

die Hälfte der Gebühreneinnahmen ausmacht, sollten sich die 

Bemessungskriterien vermehrt an den Einflussfaktoren für die 

Bemessung der Infrastruktur orientieren. Dieser Anforderung 

werden die Belastungswerte (resp. Load Units) gemäss SVGW 

am besten gerecht. Die Erfassung und Nachführung der Belas-

tungswerte ist administrativ zwar aufwändig, kann aber durch 

das Bilden von Tranchen mit einer leicht degressiven Ausge-

staltung vereinfacht und verursachergerecht (Degressivität) 

gestaltet werden. Bedeutend einfacher ist ein Staffeltarif ba-

sierend auf dem jährlichen Wasserverbrauch. Der Staffeltarif 

ist jedoch in Gemeinden mit einem hohen Zweitwohnungsan-

teil nicht geeignet.

Der Preisüberwacher erachtet sämtliche von den Verbänden 

aktuell empfohlenen Bemessungskriterien als sinnvoll, mit Aus-

nahme der Bemessungskriterien, welche auf bauzonengewich-

teten Grundstückflächen beruhen. Zusätzlich zu den von den 

Fachverbänden vorgeschlagenen Modellen, sind aus Sicht des 

Preisüberwachers für die Bemessung der Grundgebühr auch 

Kombinationen geeignet. So kann eine Mischung aus einer Ge-

bühr pro Anschluss mit einer Gebühr pro Wohnung – je nach 

Gebührenanteil zusätzlich abgestuft nach Wohnungsgrösse 

– herangezogen werden, um die Grundgebühr zu bestimmen 

(vgl. Beilage 1 «Empfohlene Modelle für die Grundgebühren 

bei der Wasserversorgung»).

Die Gemeinde Samedan erhebt eine Grundgebühr auf Basis 

von Gebäudeversicherungswerten. Eine solche wird weder  

von den Fachverbänden noch vom Preisüberwacher emp-

fohlen. Ein solches Modell kann in Einzelfällen dazu führen,  

dass das Äquivalenzprinzip verletzt wird. Das Bundesgericht 

hat dies schon in verschiedenen Fällen so festgestellt und be-

anstandet. Der Preisüberwacher empfiehlt daher, ein Gebüh-

renmodell gemäss Beilage einzuführen. Sollte die Gemeinde  

am Modell auf der Basis von Gebäudeversicherungswerten 

festhalten, empfiehlt der Preisüberwacher, die Gebühren auf 

Basis von Belastungswerten (load units) zu plafonieren bzw.  

eine Grundgebührenobergrenze («Price-Cap») festzulegen. 

D.h., ist der Gebäudeversicherungswert im Verhältnis zu den 

installierten Belastungswerten sehr hoch, so wird die entspre-

chende Grundgebühr auf einen gewissen Wert plafoniert, der 

in einem angemessenen Verhältnis zu der Anzahl installierter 

Belastungswerte für eine derartige Gebäudekategorie steht.»

Gestützt auf die vorstehenden Erwägungen empfiehlt der 

Preisüberwacher der Gemeinde Samedan:

	– �Mittelfristig eines der in Beilage 1 ersichtlichen Grundge-

bührenmodelle einzuführen;

	– �Bei Beibehaltung eines Grundgebührenmodells auf Basis von 

Gebäudeversicherungswerten, die Grundgebühr auf Basis 

von Belastungswerten (load units) zu plafonieren bzw. eine 

Grundgebührenobergrenze («Price-Cap») festzulegen.
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5.7 Empfehlung des Preisüberwachers zu  

den Abfallgebühren

Hinweis: der Bericht des Preisüberwachers kann bei der Gemein-

dekanzlei bezogen oder von der Internetseite www.samedan.ch, 

Rubrik «Politik/Gemeindeversammlung» heruntergeladen werden.

Die geplanten Gebühreneinnahmen werden vom Preisüberwa-

cher nicht beanstandet.

Betreffend das Gebührenmodell hat der Preisüberwacher fol-

gendes ausgeführt:

«Es gilt insbesondere abzuklären, ob alle, die die Infrastruktur 

nutzen und Leistungen beziehen oder Kosten verursachen, 

ihren angemessenen Anteil zahlen. Die Mengengebühr, im 

Bereich Abfall meist eine Sackgebühr, dient der Deckung der 

Sammel-, Transport- und Verbrennungskosten des Siedlungs-

abfalls, welcher in einer Kehrichtverbrennungsanlage verbrannt 

wird. Der Preisüberwacher empfiehlt auch die Grüngutabfuhr, 

zumindest zum Teil, über eine verursachergerechte Mengenge-

bühr zu finanzieren (vgl. Beilage 1: BAFU 2018, Abbildung 2).

Die Grundgebühr dient in der Regel der Finanzierung der Se-

paratsammlungen, wobei die Grüngutabfuhr die weitaus kost-

spieligste Separatsammlung darstellt. In den Gemeinden, in 

welchen für die Grüngutabfuhr keine separate Gebühr erho-

ben wird, dient die Grundgebühr in erster Linie der Finanzie-

rung dieser Separatsammlung. Die Separatsammlungen – und 

insbesondere auch die Grüngutabfuhr – werden allerdings 

nicht von allen Haushalten in gleichem Masse beansprucht. 

Daher empfiehlt der Preisüberwacher grundsätzlich, die Erhe-

bung einer Grüngutabfuhrgebühr.

In Gemeinden ohne separate Grüngutabfuhrgebühr ist bei der 

Festsetzung der Grundgebühr diesem Umstand Rechnung zu 

tragen. Eine einheitliche Grundgebühr pro Haushalt wider-

spricht in diesen Fällen dem im Umweltschutzgesetz festge-

haltenen Grundsatz der Verursachergerechtigkeit. Es empfiehlt 

sich deshalb beispielsweise die Bildung folgender Haushalts-

kategorien: 1 – 2.5 Zimmer-Wohnungen, 3 – 4.5 Zimmer-

Wohnungen, Wohnungen mit 5 oder mehr Zimmern sowie ei-

ne separate, nochmals deutlich höhere Gebührenkategorie für 

die (Reihen-)Einfamilienhäuser, da letztere normalerwiese die 

Grüngutabfuhr am stärksten beanspruchen. 

Eine differenzierte Grundgebühr trägt dem Verursacher- und 

Äquivalenzprinzip Rechnung. Eine Differenzierung zwischen 

kleinen (Studios und Wohnungen, die weniger als 3 Zimmer 

oder 60m2 Wohnfläche aufweisen) und grossen Wohnungen in 

Mehrfamilienhäusern und Einfamilienhäusern ist deshalb auch 

in Gemeinden mit separater Grüngutabfuhrgebühr anzustre-

ben, insbesondere wenn die einheitliche Grundgebühr höher 

ausfällt als die Kosten für vierzig 35 l Abfallsäcke.

Die Gemeinde Samedan erhebt eine Grundgebühr auf Basis 

von Gebäudeversicherungswerten. Eine solche wird weder 

von den Fachverbänden noch vom Preisüberwacher empfoh-

len. Der Preisüberwacher erachtet eine Grundgebühr, die sich 

proportional nach dem Gebäudeversicherungswert bemisst 

und insbesondere, wenn keine Gebührenobergrenze festge-

legt wird, als mit dem Verursacher- und Äquivalenzprinzip nicht 

vereinbar. Diese kann bei Liegenschaften mit hohen Gebäude-

neuwerten zu Gebührenexzessen führen bzw. die Gebäudeei-

gentümer mit übersetzten Grundgebühren belasten.

Des Weiteren erhebt die Gemeinde Samedan keine separate 

Grüngutabfuhrgebühr bzw. eine solche ist in den Unterlagen 

nicht ersichtlich. Daher empfiehlt der Preisüberwacher diesbe-

züglich – mittelfristig und zur besseren Berücksichtigung des 

Verursacherprinzips – die Einführung einer Grüngutabfuhrge-

bühr mit gleichzeitiger Senkung der Grundgebühr. »

Gestützt auf die vorstehenden Erwägungen empfiehlt der 

Preisüberwacher der Gemeinde Samedan:

	– �Mittelfristig auf ein Grundgebührenmodell zu wechseln, wel-

ches dem Verursacher- und Äquivalenzprinzip besser Rechnung 

trägt;

	– �Bei Festhaltung an einem Grundgebührenmodell auf Basis von 

Gebäudeversicherungswerten, die Grundgebühr zu plafonieren 

bzw. eine Grundgebührenobergrenze («Price-Cap») festzulegen;

	– �Mittelfristig eine Grüngutabfuhrgebühr einzuführen und 

gleichzeitig die Grundgebühr entsprechend zu senken.

5.8 Stellungnahme zu den Empfehlungen des  

Preisüberwachers

Folgt die politische Behörde der Empfehlung des Preisüber-

wachers nicht, hat sie die Abweichung zu begründen. Den 

Empfehlungen des Preisüberwachers kann aus den folgenden 

Gründen nicht gefolgt werden:

	– �Es liegt in der Autonomie der Gemeinde, die Aufteilung zwi-

schen Grund- und Verbrauchsgebühr vorzunehmen und die 

Bemessungsgrundlagen für die Grundgebühr festzulegen 

(vgl. Urteil des Bundesgerichts 2C_10/2018 vom 28. Juni 

2018 E.3.1). Das Bundesgericht hat im Zusammenhang mit 

der Bemessung von Anschlussgebühren schon mehrfach 

festgehalten, dass der Gebäudeversicherungswert als zuläs-

sige Grundlage für die Bemessung betrachtet werden kann 

(vgl. dazu Urteil des Bundesgerichts 2C_356/2013 vom 17. 

März 2014 E.5.2.2 m.w.H.). Gemäss Praxis des Bundesge-

richts ist es ebenfalls zulässig, Verbrauchsgebühren anhand 
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einer vom Versicherungswert abgeleiteten Grundgebühr in 

Kombination mit einer mengenabhängigen Gebühr zu ermit-

teln (vgl. Urteil des Bundesgerichts 2C_160/2014 vom 7. 

Oktober 2014 E.6.4.2 ff. m.w.H.). Die Wahl des Gebäude-

versicherungswertes als Bemessungsgrundlage für die Was-

ser-, Abwasser- und Kehrichtgebühren ist angesichts der (Fi-

nanz-) Autonomie der Gemeinde und der Rechtsprechung 

vertretbar. Das bestehende Grundgebührenmodell auf der 

Basis des Gebäudeversicherungswertes soll deshalb beibe-

halten werden, zumal die vom Preisüberwacher vorgeschla-

genen Alternativen mit einem hohen administrativen Auf-

wand verbunden und für touristische Gemeinden mit einem 

hohen Zweitwohnungsanteil nicht geeignet sind.

	– �Das Verwaltungsgericht Graubünden hat in VGU A 11 

45/46/47 vom 19. Juni 2012 festgehalten, dass sich ein 

Abweichen von der schematischen Erhebung der Grund-

gebühren auf der Basis des Gebäudeversicherungswertes 

lediglich aufdrängt, wenn die Höhe des Gebäudeversiche-

rungswerts durch Besonderheiten der Baute (z.B. besondere 

Bauweise, Baumaterialien, etc.) massgeblich beeinflusst wird 

und nicht das mögliche Ausmass der entsorgungsrelevanten 

Nutzung zum Ausdruck bringt (z.B. Luxusvillen mit spärlicher 

Belegung). Beide Aspekte müssen kumulativ vorliegen. Di-

es ist im Einzelfall zu beurteilen und braucht nicht wie vom 

Preisüberwacher empfohlen mittels «Price-Cap» festgelegt 

zu werden.

	– �Grundsätzlich ist eine möglichst verursachergerechte Finan-

zierung anzustreben. Die Mengengebühr für Grünabfälle 

trägt dem Verursacherprinzip Rechnung, da die produzierte 

Menge an Grünabfällen (die je nach Wohnsituation stark va-

riieren kann) im Verhältnis zur Gebührenhöhe steht. Sie kann 

als fair angesehen werden, weil die Kosten gerechter auf die-

jenigen verteilt werden, welche die Dienstleistung auch be-

anspruchen. Auf der anderen Seite ist festzuhalten, dass die 

Menge an Grüngut aufgrund der Höhenlage im Oberengadin 

verhältnismässig gering ist und auch die daraus entstehenden 

Kosten vergleichsweise tief ausfallen. Die zusätzlich anfallen-

den Kosten für den Kontrollaufwand und die Verwaltung bei 

Einführung einer Grüngutgebühr dürften daher unverhältnis-

mässig sein und nur mit Verweis auf die Einhaltung des Ver-

ursacherprinzips kaum zu rechtfertigen.  Die Einwohnerinnen 

und Einwohner von Samedan haben die Möglichkeit, bei der 

Sammelstelle im Werkhof Cho d’Punt Grüngutabfälle kosten-

los zu entsorgen. Diesen Service möchte die Gemeinde auch 

in Zukunft anbieten können.

	– �Die Gebühren müssen eine Lenkungsfunktion haben und 

damit dazu beitragen, dass die Abfallmenge möglichst re-

duziert wird und die rezyklierbaren Abfälle wiederverwertet 

werden. Durch die Einführung einer Mengengebühr für die 

Grüngutabfuhr sollte ein Anreiz geschaffen werden, Grün-

schnitt selbst zu kompostieren und damit zu einer Reduktion 

des Gesamtaufkommens an Grüngutabfall beizutragen. Die Ei-

genkompostierung ist allerdings im Oberengadin aufgrund der 

klimatischen Bedingungen erschwert und erfordert besondere 

Fachkenntnisse und die entsprechende Infrastruktur. Die Len-

kungswirkung dürfe damit nicht gegeben sein.

	– �Das Verhältnis der Grundgebühren zu den Mengengebühren ent-

spricht den gesetzlichen Anforderungen und stehen im Einklang 

mit den durch die Rechtsprechung entwickelten Grundsätzen.

	– �Betreffend Wassergrundgebühren ist festzuhalten, dass das 

Verursacherprinzip für den Frischwasserbezug weder auf Bun-

des- noch auf kantonaler Ebene vorgeschrieben ist (Urteil des 

Bundesgerichts 2C_995/2012 vom 16. Dezember 2013 E.7.4).

5.9 Formelle Anpassungen im Abfallbewirtschaftungsgesetz 

und im Gebührenregulativ

Da die wiederkehrenden Gebühren für die Bereiche Wasser, 

Abwasser und Abfall gleichzeitig veranlagt und in Rechnung ge-

stellt werden, drängt sich auch die Vereinheitlichung hinsichtlich 

der Zuständigkeit, der Fälligkeit und der Rechtsmittel auf. Mo-

mentan sind die Zuständigkeiten für die Veranlagung der wie-

derkehrenden Gebühren zwischen den Bereichen Wasser und 

Abwasser einerseits und dem Bereich Abfall andererseits unter-

schiedlich geregelt.

Mit der Übertragung der Abfallbewirtschaftung an die Region Ma-

loja ist die kommunale Abfallbewirtschaftungskommission hinfällig.

Eine Änderung des Reglements ohne Auswirkungen auf die Tarife 

muss der Preisüberwachung nicht zur Prüfung vorgelegt werden.

Beilagen im Anhang

	– �Teilrevidiertes Abfallbewirtschaftungsgesetz mit Gebührenre-

gulativ

	– �Gebührentarif Wasserversorgung und Abwasserentsorgung

Proposta da la suprastanza cumünela

	– �Appruvaziun da la revisiun parziela da la ledscha davart 

l’economisaziun d’immundizchas

	– �Appruvaziun dal regulativ da taxas per l’economisaziun 

d’immundizchas

	– �Appruvaziun da la tariffa da taxas pel provedimaint d’ova e 

l’alluntanamaint d’ova persa

Antrag des Gemeindevorstandes

	– �Genehmigung der Teilrevision des Abfallbewirtschaf

tungsgesetzes

	– �Genehmigung des Gebührenregulativs für die Abfallbewirt-

schaftung

	– �Genehmigung des Gebührentarifs für die Wasserversorgung 

und die Abwasserentsorgung
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Tractanda/Traktandum 6
Decret d’üna ledscha davart la taxa d’allogi

Erlass eines kommunalen Beherbergungsgesetzes

Cuort e bön

Actuelmaing inchascha la vschinauncha da Samedan üna taxa da 

cura. Inchargio vain il giast sün basa da las pernottaziuns. Quist  

sistem es collio cun divers dischavantags. D’üna vart significha que 

üna granda lavur administrativa, saja que per l’alluscheder, saja que 

per la vschinauncha. Da l’otra vart ho que ün effet na giavüscho:  

chi chi pissera per lets chods nu po profiter. Al cuntrari – pü ot cha  

las frequenzas sun, dapü taxas staun gnir pajedas. Tar la taxaziun  

sün basa da las frequenzas es que impü eir difficil da registrer tuot  

ils pajataglias. Uschè vaun a perder mezs per la finanziaziun dal 

turissem. Il Grand Cussagl ho reagieu sün quista problematica e 

s-chaffieu la basa leghela per rimplazzer la taxa da cura tres üna  

taxa d’allogi. Cun quist müdamaint vain la taxaziun simplificheda 

marcantamaing. Impè da registrer mincha singula pernottaziun, as 

paja üna taxa pauschela sün basa da la capacited. Las entredgias  

per la vschinauncha saron pü u main listess otas scu fin uossa.  

Il böt nun es dimena da generer dapü taxas. Tals singuls pajata- 

glias po il müdamaint percunter avair consequenzas. Quels cun  

lets chods profitan e pajan tendenzielmaing damain taglias scu fin 

uossa. Alluscheders cun üna occupaziun bassa e lets fraids vegnan 

invezza inchargios pü ferm.

In Kürze

Die Gemeinde Samedan erhebt derzeit eine Kurtaxe. Besteuert 

wird der Gast auf der Basis der Logiernächte. Dieses System ist 

mit diversen Nachteilen verbunden. Zum einen verursacht es 

sowohl bei den Beherbergern als auch bei der Gemeinde einen 

hohen administrativen Aufwand. Zum anderen setzt es falsche 

Anreize: wer für warme Betten sorgt, wird nicht belohnt. Im 

Gegenteil – je höher die Frequenzen eines Beherbergers, umso 

höher auch die Belastung mit Kurtaxen. Bei der Besteuerung 

über die Frequenzen sind der systematischen Erfassung aller 

Steuerpflichtigen auch Grenzen gesetzt, was sich negativ auf 

die Tourismusfinanzierung auswirkt. Dies hat auch der Grosse 

Rat erkannt und mit einer Anpassung des Gemeinde- und Kir-

chensteuergesetzes die Grundlage für die Ablösung der Kur-

taxe durch eine Beherbergungsabgabe geschaffen. Damit wird 

nicht mehr die Frequenz besteuert, sondern die Kapazität. In 

der Folge wird die Erhebung der Tourismusabgabe wesentlich 

vereinfacht – eine oft angebrachte Forderung der Beherberger. 

Sowohl die Beherberger als auch die Vollzugsorgane werden 

administrativ entlastet, indem die Erfassung jeder einzelnen 

Übernachtung entfällt und stattdessen pauschal über die Ka-

pazität abgerechnet wird. Das neue Beherbergungsgesetz be-

zweckt nicht, die Einnahmen aus der Tourismusfinanzierung zu 

erhöhen. Es kann davon ausgegangen werden, dass der Wech-

sel zur Beherbergungsabgabe für die Gemeinde erfolgsneutral 

ausfällt. Bei den einzelnen Steuersubjekten kann es hingegen 

Auswirkungen haben. Wer für warme Betten sorgt, wird be-

lohnt und zahlt tendenziell weniger als bisher. Umgekehrt wer-

den Beherberger mit einer tiefen Auslastung und kalten Betten 

eher stärker belastet.

6.1 Ausgangslage

Die Delegation der Steuerhoheit an die politischen Gemeinden 

erfolgt auf Gesetzesstufe mit dem Gesetz über die Gemeinde- 

und Kirchensteuern (GKStG). Nach Art. 2 Abs. 3 lit. b und Art. 

22 GKStG können die Gemeinden eine Gästetaxe (Kurtaxe) er-

heben. Steuersubjekt ist der übernachtende Gast, Steuerobjekt 

die Übernachtung. Die Besteuerung der Gäste aufgrund der 

Anzahl Übernachtungen wird als nicht mehr zeitgemäss und 

kaum überprüfbar betrachtet.

Aufgrund einer Motion im Grossen Rat hat der Kanton den 

Gemeinden die Möglichkeit eingeräumt, eine kommunale Be-

herbergungsabgabe anstelle der bisherigen Gästetaxe ein-

zuführen. Der Kanton schreibt dazu: «Gemäss Botschaft der 

Regierung zur Teilrevision des Gemeinde- und Kirchensteuer-

gesetzes GKStG musste die neue Tourismusabgabe zum einen 

einfach sein und zum anderen Einnahmeausfälle (Dunkelziffer) 

verhindern. Um diese Ziele zu erreichen, beantragte die Re-

gierung, generell von der Frequenz (Gästetaxe pro Gast und 

pro Übernachtung) auf die Kapazität (Anzahl Zimmer, Quad-

ratmeter Nettowohnfläche etc.) zu wechseln und die neue Ab-

gabe als Beherbergungsabgabe auszugestalten (vgl. Art. 22a 

GKStG). Diese stellt eine Alternative zur Gästetaxe dar. Kon-

kret heisst dies für die Gemeinden folgendes: sie können eine 

Beherbergungsabgabe einführen, bei welcher der Beherberger 

und der Eigennutzer und nicht mehr der Gast Steuersubjekt 

sind. Dadurch ist eine Pauschalierung auch beim Beherberger 

rechtlich zulässig.»

Das aktuelle Kurtaxengesetz der Gemeinde Samedan sieht 

die Erhebung einer Gästetaxe vor, womit eben die Frequenz 

besteuert wird. Wer für warme Betten sorgt, wird damit nicht 

belohnt, was bei einer Abgabe, welche die Kapazität belastet, 

dagegen möglich und auch erwünscht ist. Darüber hinaus ist 

das System der Gästetaxe sowohl für den Beherberger als auch 

für den Vollzug administrativ aufwendig. Von den Beherber-

gern wurden denn auch wiederholt Forderungen nach einer 

Umstellung des Systems auf eine Pauschalbesteuerung an die 

Gemeinde herangetragen. Schliesslich entgehen mit der Be-

steuerung der Frequenz auch Einnahmen für die Tourismusfi-

nanzierung.
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Der Gemeindevorstand beabsichtigt deshalb, die Tourismusfi-

nanzierung anzupassen und von der Gästetaxe zur Beherber-

gungsabgabe zu wechseln. Der Kanton hat ein entsprechendes 

Mustergesetz zuhanden der Gemeinden erarbeitet. Das vorlie-

gende Beherbergungsgesetz für die Gemeinde Samedan lehnt 

sich im Wesentlichen am kantonalen Vorschlag an.

6.2 Zum Beherbergungsgesetz im Allgemeinen

Die Grundzüge der Beherbergungsabgabe lassen sich wie folgt 

zusammenfassen:

	– �Bei der Beherbergungsabgabe handelt es sich um eine Kos-

tenanlastungssteuer. Darunter fallen Sondersteuern, die 

einer bestimmten Gruppe von Personen auferlegt werden, 

weil diese zu bestimmten Aufwendungen des Gemeinwe-

sens in einer näheren Beziehung stehen als die übrigen 

Steuerpflichtigen.

	– �Steuersubjekt: Die Beherbergungsabgabe wird zum einen 

von den Beherbergern erhoben. Das sind vor allem Hote-

liers und Vermieter von Ferienliegenschaften. Zum anderen 

unterliegen der Beherbergungsabgabe die Eigennutzer einer 

Ferienliegenschaft, also die Zweitwohnungsbesitzer.

	– �Steuerobjekt: Mit der Beherbergungsabgabe soll der den 

Abgabepflichtigen zukommende direkte oder indirekte Tou-

rismusnutzen erfasst werden.

	– �Bemessungsgrundlage: Abzustellen ist zwingend auf die Ka-

pazitäten, wie beispielsweise die Anzahl Zimmer oder die 

Quadratmeter Nettowohnfläche.

	– �Mittelverwendung: Die Erträge aus der Beherbergungsabga-

be müssen zur Finanzierung von Ausgaben verwendet wer-

den, die im Interesse der Steuerpflichtigen liegen.

	– �Offenlegung der Mittelverwendung: Die Gemeinde ist ver-

pflichtet, die Mittelverwendung detailliert offenzulegen.

Das vorliegende Gesetz bezweckt eine Vereinfachung der Er-

hebung und der Einziehung der Tourismusabgabe. Sowohl die 

Beherberger als auch die Vollzugsorgane sollen administrativ 

entlastet werden. Dies wird erreicht, indem die aufwendige Er-

fassung der Frequenzen – also jeder einzelnen Übernachtung 

– entfällt und stattdessen pauschal über die Kapazität abge-

rechnet wird. Einzelabrechnungen durch die Beherberger sind 

nicht mehr nötig. Sodann soll das Beherbergungsgesetz die 

Finanzierung der touristischen Infrastrukturen, Angebote und 

Dienstleistungen sicherstellen. Schliesslich wird auch die ge-

setzliche Grundlage für die Erhebung der Verkehrsabgabe und 

der Verkehrstaxe geschaffen. Diese dienen gemäss den Statu-

ten des Gemeindeverbandes für den öffentlichen Verkehr im 

Oberengadin der Mitfinanzierung der öffentlichen Verkehrs-

mittel im Oberengadin.

6.3 Zum Beherbergungsgesetz im Einzelnen

Das Beherbergungsgesetz mit ausführlichen Erläuterungen zu 

den einzelnen Bestimmungen ist im Anhang abgebildet.

6.4 Finanzielle Auswirkungen

Das neue Beherbergungsgesetz bezweckt nicht, die Einnah-

men aus der Tourismusfinanzierung zu erhöhen. Es kann da-

von ausgegangen werden, dass sich der Ertrag aus der Beher-

bergungsabgabe für die Gemeinde insgesamt nicht wesentlich 

verändern wird. Möglicherweise ergeben sich Mehreinnahmen 

durch die Erfassung von Abgabepflichtigen, welche bislang «im 

Dunkeln» agierten.

Hingegen kann es zwischen den einzelnen Steuersubjekten zu 

Verschiebungen kommen. Wer dank einer hohen Auslastung für 

warme Betten sorgt, wird belohnt und zahlt tendenziell weniger 

als bisher. Dies gilt insbesondere für Hotelbetriebe und gut aus-

gelastete Ferienwohnungen. Umgekehrt fahren Beherberger mit 

einer tiefen Auslastung und kalten Betten tendenziell schlech-

ter als bisher. Dies betrifft vor allem leerstehende Ferienwoh-

nungen. Stärker belastet werden ausschliesslich selbstgenutzte 

Zweitwohnungen. Ein regionaler Vergleich zeigt, dass die Be-

lastung dieser Kategorie in der Gemeinde Samedan weit unter-

durchschnittlich ist. So wird in Samedan eine 3 bis 3 ½ -Zimmer-

Wohnung mit CHF 414.00 belastet, während beispielsweise die 

die Gemeinde Zuoz CHF 650.00 erhebt, die Gemeinde Silvapla-

na CHF 680.00, die Gemeinden St. Moritz und Pontresina CHF 

800.00 und die Gemeinde La Punt CHF 1’045.00. Neu würde 

eine Zweitwohnung mit 3 ½ Zimmern und einer Nettowohnflä-

che von 70 Quadratmetern eine Abgabe von CHF 560.00 be-

zahlen, was im regionalen Vergleich nach wie vor als moderat 

zu werten ist. Dies gilt für Zweitwohnungen aller Grössen. Weil 

die über 150 Quadratmeter hinausgehende Nettowohnfläche 

unberücksichtigt bleibt, ist die Beherbergungsabgabe im Gegen-

satz zu einigen anderen Gemeinden immerhin auf CHF 1’200 

limitiert. Die tendenziell höhere Belastung der Zweitwohnungen 

mit der Beherbergungsabgabe als mit der bisherigen pauscha-

lisierten Gästetaxe ist auch damit begründet, dass mit der Be-

herbergungsabgabe die Kapazität besteuert wird und sämtliche 

Gäste in der Abgabe enthalten sind.

Als Kostenanlastungssteuer ist die Beherbergungsabgabe nach 

Massgabe des Vorteilsprinzips auszugestalten. Dies hat zur 

Folge, dass es auch zwischen den verschiedenen Kategorien 

von Abgabepflichtigen in Abhängigkeit vom Tourismusnutzen 

zu Lastenverschiebungen kommen kann. Die vorgesehenen 

Ansätze bewegen sich am unteren Rahmen, welchen die kan-

tonale Steuerverwaltung und die Rechtsprechung als zulässig 

und angemessen erachten.
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Konkrete Einzelbeispiele

Kategorie Belastung 

bisher

Belastung

neu

Differenz Bewirtschaftung

Hotel, 12 Zimmer 10’257 7’200 -3’057

Hotel, 25 Zimmer 30’425 15’000 -15’425

Hotel, 53 Zimmer 57’333 31’800 -25’533

Camping, 117 Stellplätze 41’138 40’950 -188

Ferienwohnung, 2 ½ Zimmer, 68 m2 900 612 -288 Intensiv

Ferienwohnung, 3 ½ Zimmer, 51 m2 750 459 -291 Mittel

Ferienwohnung, 3 Zimmer, 49 m2 150 441 291 Schwach

Zweitwohnung, 2 Zimmer, 41 m2 1031 369 -662 Intensiv

Zweitwohnung, 3 Zimmer, 55 m2 780 495 -285 Mittel

Zweitwohnung, 3 Zimmer, 64 m2 441 576 134 Schwach

Zweitwohnung, 3 ½ Zimmer, 65 m2 456 585 129 Schwach

Zweitwohnung, 7 ½ Zimmer, 283 m2 621 1’200 579 Keine

Zweitwohnung, 3 ½ Zimmer, 60 m2 414 480 66 Keine

Zweitwohnung, 2 Zimmer, 58 m2 310 464 154 Keine

6.5 Konstitutive Genehmigung durch die Regierung

Gemäss Art. 26 Abs. 3 GKStG bedürfen kommunale Steuerge-

setze - dazu gehören auch die kommunalen Tourismusgesetze 

– der Genehmigung durch die Regierung. Die Genehmigung ist 

konstitutiver Natur, das heisst der betreffende Erlass kann erst 

nach der Genehmigung in Kraft gesetzt werden. Mit Blick auf 

die erforderliche Genehmigung wurde der Gesetzesentwurf 

der kantonalen Steuerverwaltung zur Vorprüfung unterbreitet. 

Die vorgeschlagenen Ergänzungen und Anpassungen wurden 

im vorliegenden Entwurf berücksichtigt.

6.6 Fremdänderungen

Das Steuergesetz der Gemeinde Samedan vom 24. April 2008 

(in Kraft seit 1. Januar 2009) erwähnt in Art. 2, dass eine Kurta-

xe nach Spezialgesetzgebung erhoben wird. Beim Wechsel von 

der Gästetaxe zur Beherbergungsabgabe ist diese Bestimmung 

wie folgt anzupassen:

Art. 2 Abs. 3 (geändert)

Überdies erhebt die Gemeinde Samedan eine Kurtaxe Beher-

bergungsabgabe nach Spezialgesetzgebung.

Beilage im Anhang

	– Beherbergungsgesetz mit erläuternden Ausführungen

Proposta da la suprastanza

	– �Appruvaziun da la ledscha davart la taxa d’allogi e da la taxa 

da traffic.

	– Müdamaint da la ledscha d’impostas (art. 2 al. 3)

Antrag des Gemeindevorstandes

	– �Genehmigung des Gesetzes über die Beherbergungsabgabe, 

die Verkehrsabgabe und die Verkehrstaxe.

	– Änderung des kommunalen Steuergesetzes (Art. 2 Abs. 3)

Namens des Gemeindevorstandes

Gian Peter Niggli	 Claudio Prevost

Gemeindepräsident	 Gemeindeschreiber
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Erlass eines kommunalen Beherbergungsgesetzes 
 

Erläuternder Bericht 
 

Samedan, Oktober 2024 
 
 
 
Gesetz über die Beherbergungsabgabe, die Verkehrsabgabe und die Verkehrstaxe für die Gemeinde Samedan 

 
Gesetzesartikel Erläuterungen 
1. Präambel  
1 Gestützt auf Art. 70 der Verfassung der Gemeinde Samedan 
sowie Art. 22-23 Gemeinde- und Kirchensteuergesetz 
Graubünden erlässt die Gemeinde Samedan das vorliegende 
Gesetz. 
 
2 Das vorliegende Gesetz soll der Vereinfachung der Erhebung 
und Einziehung einer Beherbergungsabgabe dienen. 
 
3 Sodann dient diese Gesetz der Finanzierung der 
Tourismusentwicklung, worunter insbesondere die 
Mitfinanzierung der touristischen Infrastrukturen, Angebote und 
Dienstleistungen fallen, sowie der Förderung des öffentlichen 
Verkehrs, wozu insbesondere die Mitfinanzierung der Angebote 
des Gemeindeverbandes des öffentlichen Verkehrs im 
Oberengadin gehört. 

 

 

Gesetzesartikel Erläuterungen 
2. Allgemeine Bestimmungen  
Art. 1 Geltungsbereich und Zweck 
1 Im Rahmen der Zuständigkeit der Gemeinde regelt dieses 
Gesetz die Erhebung und Einziehung der 
Beherbergungsabgabe, der Verkehrsabgabe und der 
Verkehrstaxe. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Bei den Tourismusabgaben handelt es sich um sog. Kostenanlastungssteuern. Unter den Begriff 
der Kostenanlastungssteuer fallen Sondersteuern, die einer bestimmten Gruppe von Personen 
auferlegt werden, weil diese zu bestimmten Aufwendungen des Gemeinwesens in einer näheren 
Beziehung stehen als die übrigen Steuerpflichtigen. Die Erträge einer Kostenanlastungssteuer sind 
zweckgebunden. Die Pflicht zur Leistung einer Kostenanlastungssteuer knüpft an die abstrakte 
Interessenlage des belasteten Personenkreises und erfordert keinen konkreten besonderen Nutzen 
des Einzelnen. Ein individueller, der einzelnen abgabepflichtigen Person zurechenbarer 
Sondervorteil ist nicht notwendig. Es genügt, dass die betreffenden Aufwendungen des 
Gemeinwesens dem abgabepflichtig erklärten Personenkreis eher anzulasten sind als der 
Allgemeinheit, sei es, weil diese Gruppe von den Leistungen generell stärker profitiert als andere 
(«abstrakte Nutzennähe»), sei es, weil sie als hauptsächliche Verursacherin dieser Aufwendungen 
angesehen werden kann («abstrakte Kostennähe»). 
 
Die Erhebung einer Kostenanlastungssteuer setzt voraus, dass sachlich haltbare Gründe bestehen, 
die betreffenden Aufwendungen der erfassten Personengruppe anzulasten. Die Kostenanlastung 
muss mit anderen Worten unter Beachtung des Rechtsgleichheitsgebots erfolgen. 
 
Das Bundesgericht hat erkannt, dass eine mathematisch exakte Gleichbehandlung jedes einzelnen 
Steuerpflichtigen aus praktischen Gründen nicht erreichbar ist und deshalb eine gewisse 
Schematisierung und Pauschalisierung unausweichlich und zulässig ist. Es genügt im Lichte des 
Gleichheitsgebots, wenn eine gesetzliche Regelung nicht in genereller Weise zu einer wesentlich 
stärkeren Belastung oder systematischen Benachteiligung bestimmter Gruppen von 
Steuerpflichtigen führt. 
 
Die Gesamteinnahmen aus einer Kostenanlastungssteuer dürfen nicht höher sein, als für die 
Finanzierung der bestimmten Aufwendungen notwendig ist. 
 
Das Steuergesetz der Gemeinde Samedan vom 24. April 2008 (in Kraft seit 1. Januar 2009) erwähnt 
in Art. 2, dass eine Kurtaxe nach Spezialgesetzgebung erhoben wird. Beim Wechsel von der 
Gästetaxe zur Beherbergungsabgabe ist diese Bestimmung anzupassen. 
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Gesetzesartikel Erläuterungen 
2 Die Gemeinde kann einen Teil der Einnahmen aus den 
Liegenschaftssteuern für die Förderung des Tourismus 
einsetzen. Die entsprechenden Mittel werden durch die 
Gemeindeversammlung in der Regel im Rahmen der 
Budgetierung freigegeben. 
 
3 Dieses Gesetz gilt für das ganze Gemeindegebiet und die in 
diesem Gesetz umschriebenen Steuersubjekte. 

Die Gemeinde Samedan verzichtet im Gegensatz zur Mehrheit der Oberengadiner Gemeinden auf 
die Erhebung einer Tourismusförderungsabgabe und verwendet stattdessen einen Teil der 
Liegenschaftssteuern für die Tourismusfinanzierung. 

Art. 2 Vorbehalt des übergeordneten Rechtes 
1 Soweit dieses Gesetz oder seine Ausführungsbestimmungen 
keine abschliessende Regelung enthalten, gilt das jeweils 
geltende Steuergesetz für den Kanton Graubünden subsidiär. 
 
 
2 Vorbehalten bleiben ferner die einschlägigen Vorschriften des 
übergeordneten Rechts. 

 
Subsidiär findet das jeweils geltende Steuergesetz des Kantons Graubünden Anwendung. Somit 
sind etwa die Bestimmungen im kantonalen Steuergesetz zu den Verfahrenspflichten der 
Abgabepflichtigen (vgl. Art. 127 ff. StG) sinngemäss anwendbar. Sobald das geltende durch ein 
revidiertes Steuergesetz abgelöst wird, gelten die Bestimmungen des revidierten Erlasses. 

Art. 3 Gleichstellung der Geschlechter 
Personen-, Funktions- und Berufsbezeichnungen in diesem 
Erlass beziehen sich auf alle Geschlechter, soweit sich aus dem 
Sinn des Erlasses nichts anderes ergibt. 

 
 

3. Beherbergungsabgabe  
Art. 4 Steuersubjekt der Beherbergungsabgabe 
1 Steuersubjekt der Beherbergungsabgabe sind der 
Beherberger und der Eigennutzer. 
 
 
 

 

 

 

 

 

 

 
Diese Bestimmung entspricht jener von Art. 22a Abs. 2 Satz 1 GKStG. Tagesgäste unterliegen nicht 
der Beherbergungsabgabe. Dies ist gemäss Bundesgericht – mangels geeigneter Möglichkeiten, 
sie abgaberechtlich effizient zu erfassen – durch die Praktikabilität bedingt und gerechtfertigt. 
 
Bei den Beherbergern kann es sich um natürliche oder juristische Personen mit Wohnsitz oder Sitz 
in oder ausserhalb der Gemeinde handeln. 
 
Werden Räumlichkeiten an eine natürliche Person mit steuerrechtlichem Wohnsitz in der Gemeinde 
vermietet, fällt grundsätzlich keine Beherbergungsabgabe an; beim Mieter handelt es sich in 
solchen Fällen nicht um einen Gast. 
 

 

Gesetzesartikel Erläuterungen 
2 Beherberger ist, wer einem Gast eigene oder auf Dauer 
überlassene Räumlichkeiten oder Boden zu Ferien- oder 
Erholungszwecken zur Verfügung stellt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
3 Als Eigennutzer gelten Eigentümer, Nutzniesser und 
Wohnrechtsberechtigte von in der Gemeinde gelegenem, selbst 
genutztem Wohnraum, der vor allem Ferien- und 
Erholungszwecken dient. Als Eigennutzer gilt auch, wer in der 
Gemeinde unbeschränkt steuerpflichtig ist und dort über eine 
selbst genutzte Ferienliegenschaft verfügt, es sei denn, die 
Gemeinde leistet aus den Einkommens- und 
Vermögenssteuern der unbeschränkt steuerpflichtigen 
Personen einen wesentlichen Beitrag an die 
Tourismusentwicklung. 
 
 
 
 
 
 

Eigentümer oder Nutzniesser bzw. Wohnrechtsberechtigte von Räumlichkeiten, die von diesen 
nicht (auch nicht teilweise) selber genutzt, sondern ausschliesslich zu Ferien- oder 
Erholungszwecken vermietet werden, sind bereits ab dem ersten Tag der Vermietung als 
Beherberger zu qualifizieren. Dies gilt z. B. für den Eigentümer eines Ferienhauses, in welchem er 
eine Wohnung selber nutzt (Eigennutzer; Abs. 3) und eine andere Wohnung ausschliesslich (zu 
Ferien- oder Erholungszwecken) vermietet. Für diese vermietete Wohnung wird er sofort zum 
Beherberger. Der Grund für die Qualifikation als Beherberger liegt darin, dass der betreffende 
Eigentümer oder Nutzniesser mit Bezug auf die betreffende Wohnung gar nie Eigennutzer ist. 
 
Die vorstehend dargelegten Grundsätze gelten auch für die Landwirtschaft. Konkret heisst dies, 
dass Landwirte – wie alle anderen Personen – dann der Abgabepflicht unterliegen, wenn sie als 
Beherberger zu qualifizieren sind. 
 
Unter Boden, welcher zu Ferien- oder Erholungszwecken zur Verfügung gestellt wird, sind 
Grundstücke oder Teile davon zu verstehen, welche für obige Zwecke genutzt werden können. Zu 
denken ist dabei vor allem an Campingplätze, auf denen Stand- bzw. Zeltplätze zur Verfügung 
gestellt werden. 
 
Als Eigennutzer gelten in erster Linie Personen ohne Wohnsitz in der betreffenden Gemeinde. 
Dabei handelt es sich um die sog. «Zweitwohnungseigentümer». 
 
Gestützt auf Art. 22a Abs. 2 GKStG unterliegen grundsätzlich auch die Ortsansässigen der 
Beherbergungsabgabe, wenn sie in derselben Gemeinde über eine selbstgenutzte 
Ferienliegenschaft verfügen. Vorbehalten bleiben jene Fälle, in denen die Gemeinde aus den 
Einkommens- und Vermögenssteuern der unbeschränkt steuerpflichtigen Personen einen 
wesentlichen Beitrag an die Tourismusentwicklung leistet. Nach Ansicht der Regierung des Kantons 
Graubünden dürfte ein «wesentlicher Beitrag» vorliegen, wenn pro unbeschränkt steuerpflichtige 
Person durchschnittlich mindestens zehn Prozent der Einkommens- und Vermögenssteuern der 
unbeschränkt Steuerpflichtigen für die Tourismusentwicklung verwendet werden. 
 
Befindet sich der Wohnraum, der vor allem Ferien- und Erholungszwecken dient, im Mit- oder 
Gesamteigentum, wird grundsätzlich jeder Mit- bzw. Gesamteigentümer abgabepflichtig und die 
Beherbergungsabgabe muss anteilsmässig auf die Mit- bzw. Gesamteigentümer aufgeteilt und 
entsprechend verfügt werden. In der Praxis wird die Gemeinde die Beherbergungsabgaben 
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Gesetzesartikel Erläuterungen 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
4 In dem Umfang, als ein Nutzniesser oder 
Wohnrechtsberechtigter die Beherbergungsabgabe zu leisten 
verpflichtet ist, wird der Eigentümer von der Leistung der 
Beherbergungsabgabe befreit. 
 
5 Der Dauermieter ist dem Eigennutzer gleichgestellt. 
Dauermieter ist, wer einen unbefristeten oder einen Mietvertrag 
von mindestens 12 Monaten abgeschlossen hat. 
 
 
 

(weiterhin) bei Mit- bzw. Gesamteigentümer in der vollen Höhe erheben; die entsprechende 
Aufteilung erfolgt dann unter den Mit- bzw. Gesamteigentümern. Dieselbe Regelung besteht auch 
bei weiteren Gebühren, wie z. B. Wasser- oder Kehrichtgebühren. 
 
Bei der Beherbergungsabgabe wird auf die Kapazität abgestellt. Aus diesem Grund spielt es keine 
Rolle, wer sich in der betreffenden Ferienliegenschaft unentgeltlich aufhält. Der Aufenthalt aller 
unentgeltlich beherbergten Gäste ist mit der betreffenden Pauschale abgegolten. 
 
Weil die Beherbergungsabgabe als Kostenanlastungssteuer qualifiziert wird, genügt es, dass der 
Eigennutzer zu jenem Personenkreis gehört, welcher von den mit der Beherbergungsabgabe zu 
finanzierenden Aufwendungen des Gemeinwesens in der Regel profitiert. Dass der Eigennutzer 
tatsächlich von seiner Ferienliegenschaft Gebrauch macht und die touristischen Infrastrukturen 
auch wirklich nutzt, ist nicht erforderlich. Lediglich wenn die Nutzung der Liegenschaft aus 
objektiven Gründen nicht möglich ist, etwa infolge Baufälligkeit oder bei Bereithaltung einer leeren 
Wohnung zum Verkauf, kann bei entsprechendem Nachweis auf die Erhebung einer 
Beherbergungsabgabe verzichtet werden. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Dauermieter werden den Eigennutzern gleichgestellt. Sachliche Gründe rechtfertigen es, 
Eigennutzer bzw. Nutzniesser/Wohnrechtsberechtigte und Dauermieter von Ferienliegenschaften 
gleich zu behandeln; beide Gästegruppen profitieren in etwa in gleichem Umfang vom Tourismus. 
Eine Gleichbehandlung der Dauermieter mit den Eigennutzern lässt sich nach Ansicht der 
Steuerverwaltung allerdings nur dann rechtfertigen, wenn die betreffende Liegenschaft unbefristet 

 

Gesetzesartikel Erläuterungen 
 
 
 
 
6 Der Eigennutzer wird zum Beherberger, wenn er die 
Räumlichkeiten oder den Boden vermietet. 
 
 
 
 
 
 
 
7 Das Anbieten von Räumlichkeiten oder Boden zu Ferien- oder 
Erholungszwecken auf einer Vermittlungsplattform führt zu 
einer Qualifikation als Beherberger. Dem Anbieten gleichgestellt 
ist die tatsächliche Vermietung von Räumlichkeiten oder Boden 
zu Ferien- oder Erholungszwecken ohne vorgängiges Anbieten. 

oder für die Dauer von mindestens 12 Monaten vermietet wird. Bei einer Vermietungsdauer von 
weniger als 12 Monaten ist der Eigentümer bzw. Nutzniesser (der Wohnrechtsberechtigte kann gar 
nicht vermieten) abgabepflichtig; dabei ist dieser entweder Eigennutzer oder Beherberger. 
 
Die Abgrenzung zwischen Eigennutzer und Beherberger ist notwendig, weil die Steuersätze 
unterschiedlich sind. Unabhängig von der Dauer der Vermietung wird von einer Vermietung 
(Wechsel vom Eigennutzer zum Beherberger) ausgegangen. Wer also seine Ferienliegenschaft 
entgeltlich vermietet, wird als Beherberger qualifiziert. Immer unter die Kategorie der Beherberger 
fallen Eigentümer oder Nutzniesser von Räumlichkeiten, die von diesen nicht (auch nicht teilweise) 
selber genutzt, sondern ausschliesslich zu Ferien- oder Erholungszwecken vermietet werden. 
 
 
 
Diese Bestimmung enthält eine gesetzliche Vermutung, die eine Umkehr der Beweislast bewirkt: 
Ein Vermieter wird bereits mit dem Anbieten von Räumlichkeiten oder Boden zu Ferien- oder 
Erholungszwecken auf einer Vermittlungsplattform zum Beherberger. Es ist nämlich davon 
auszugehen, dass die Mehrheit der Eigentümer bzw. Nutzungsberechtigten mit dem Anbieten auf 
einer Plattform zum Ausdruck bringt, die Zimmer, die Wohnung etc. grundsätzlich über längere Zeit 
vermieten zu wollen. 
 
Als Vermittlungsplattform ist jede Möglichkeit anzusehen, mit welcher entsprechende 
Räumlichkeiten oder Boden zur Vermietung angeboten werden können. Dies kann etwa eine 
Plattform im Internet sein, wie z. B. Airbnb, Interhome oder die Homepage der 
Tourismusdestination; aber auch das Anbieten über ein Immobilienvermittlungsunternehmen 
gehört dazu. 

Art. 5 Ausnahmen von der Beherbergungsabgabepflicht 
1 Von der Abgabe ausgenommen ist, wer in der Gemeinde 
unbeschränkt steuerpflichtig ist. 
 
 
 
 
 
 

 
Gemäss Rechtsprechung des Bundesgerichtes ist es mit dem Rechtsgleichheitsgebot vereinbar, 
die Ortsansässigen ohne eine selbstgenutzte Ferienliegenschaft in der betreffenden Gemeinde von 
der Bezahlung einer kommunalen Gästetaxe auszunehmen, selbst wenn sie die mit der Gästetaxe 
finanzierten Anlagen ebenfalls in Anspruch nehmen können. Das Bundesgericht begründet seine 
Rechtsprechung damit, dass sich diese Personen am Wohnsitz nicht zu Ferienzwecken aufhalten 
und die mit den Gästetaxen finanzierten Anlagen nicht primär ihren Bedürfnissen dienen würden, 
sondern hauptsächlich für die Feriengäste geschaffen und unterhalten würden. Dasselbe muss 
neben der Gästetaxe auch für die Beherbergungsabgabe gelten. 
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2 Von der Abgabe ausgenommen sind überdies Alters- und 
Pflegeheime, Internate, Akutspitäler und Akutkliniken sowie 
Unterkünfte, die ausschliesslich dem Militär oder dem 
Zivilschutz dienen. 

 
Bei diesen Liegenschaften steht nicht der Tourismusnutzen im Vordergrund, sondern die Pflege, 
die Ausbildung, die Behandlung von Verletzungen und akuten Krankheiten sowie der Militärdienst 
oder der Zivilschutz. Eine Ausnahme von der Abgabepflicht ist deshalb gerechtfertigt. Werden diese 
Liegenschaften jedoch (auch) touristisch für die Unterbringung von Gästen genutzt, rechtfertigt es 
sich, eine Beherbergungsabgabe zu erheben. Der Hotelier, dessen Hotelzimmer (insbesondere 
während der Zwischensaison) von Militärpersonen belegt werden, fällt nicht unter diese 
Ausnahmebestimmung. D. h. der Hotelier als Steuersubjekt muss für die betreffenden Zimmer die 
normale Pauschale entrichten. 

Art. 6 Steuerobjekt der Beherbergungsabgabe 
Objekt der Beherbergungsabgabe ist der direkte oder indirekte 
Tourismusnutzen. 

 
Diese Bestimmung entspricht jener von Art. 22a Abs. 4 GKStG. Am Objekt «Tourismusnutzen» 
muss sich die Ausgestaltung der Beherbergungsabgabe orientieren und zwar sowohl mit Bezug auf 
die Auswahl der Abgabepflichtigen wie auch die Höhe der Abgabe. Der Tourismusnutzen besteht 
für die Beherberger vor allem in der Möglichkeit, von den durch den Tourismus geschaffenen oder 
verbesserten Rahmenbedingungen zu profitieren, und für die Eigennutzer insbesondere in der 
Möglichkeit, die touristische Infrastruktur und die entsprechenden Dienstleistungen zu nutzen. 

Art. 7 Bemessung der Beherbergungsabgabe 
1 Die Bemessung erfolgt aufgrund der vorhandenen 
Kapazitäten. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Die Bemessung erfolgt nicht aufgrund der Frequenzen (Anzahl Übernachtungen), sondern der 
vorhandenen Kapazitäten bzw. aufgrund von Pauschalen. Dieser Paradigmenwechsel war der 
Kernpunkt der Teilrevision des GKStG und wurde in Art. 22a Abs. 5 GKStG aufgenommen. 
 
Zu beachten ist, dass die Beherbergungsabgabe als Kostenanlastungssteuer nach Massgabe des 
Vorteilsprinzips bemessen werden muss. Daraus folgt, dass für die Beherberger ein höherer 
Tourismusnutzen aus der Verwendung der Beherbergungsabgabe besteht als für die Eigennutzer, 
weil dort eine höhere Belegung möglich ist. Die Beherberger müssen deshalb eine höhere 
Beherbergungsabgabe leisten als die Eigennutzer. 
 
In einem Urteil betreffend die Beherbergungsabgabe der Gemeinde Andermatt hat das 
Bundesgericht im Übrigen festgehalten, dass eine ungleiche Bemessungsgrundlage für 
Beherbergungsbetriebe und Ferienwohnungen/Ferienhäuser das Rechtsgleichheitsgebot nicht 
verletze. Sie sei vielmehr sachlich haltbar und liege in der unterschiedlichen Benützungsstruktur 
begründet. 
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2 Die Beherbergungsabgabe wird für eine Steuerperiode 
festgesetzt und erhoben. Als Steuerperiode gilt das 
Kalenderjahr. Die Bemessungsperiode ist mit der Steuerperiode 
identisch. 
Art. 8 Steuersatz für Hotels 
1 Die Bemessung richtet sich nach der Anzahl Zimmer. 
 
 
 
 
 
2 Der Steuersatz beträgt pro Zimmer und Jahr 600 Franken. 

 
Bei der Anzahl Zimmer handelt es sich um eine Messgrösse, die einfach zu ermitteln ist und – im 
Unterschied zur Bettenzahl – kaum kurzfristigen Schwankungen unterliegt. Eine Abstufung nach 
dem Zimmerpreis ist nicht praktikabel, weil es den Zimmerpreis nicht (mehr) gibt. Der Zimmerpreis 
hat zudem keinen Einfluss auf den Tourismusnutzen des Gastes. 
 
 
Gemäss Ausführungen zum Mustergesetz dürfte sich der Steuersatz je nach Gemeinde bzw. 
touristischem Nutzen zwischen 400 und 1000 Franken bewegen. Die Beherberger können die 
Beherbergungsabgabe auf ihre Gäste überwälzen. Ein separater Ausweis der 
Beherbergungsabgabe gegenüber dem Gast wie es bei der Gästetaxe üblich war, ist nicht mehr 
nötig. Der Grund hierfür liegt darin, dass der Beherberger Steuersubjekt ist, und nicht mehr der 
Gast. 

Art. 9 Steuersatz für Ferienwohnungen, Ferienhäuser und 
touristisch bewirtschaftete Wohnungen 
im Sinne von Art. 7 Abs. 1 lit. b ZWG 
1 Die Bemessung richtet sich nach der Nettowohnfläche in 
Quadratmeter (m2) gemäss der amtlichen Bewertung des Amtes 
für Immobilienbewertung des Kantons Graubünden. 
 
 
 
 
 

 
 
 
Die Bemessung für Ferienwohnungen und -häuser richtet sich nach der Nettowohnfläche (NWF) in 
Quadratmeter gemäss der aktuellen amtlichen Bewertung, unabhängig davon, ob eine 
Eigenbelegung oder eine Vermietung stattfindet. Das Amt für Immobilienbewertung (AIB) verfügt 
über die Angaben der Nettowohnflächen. Die Angaben sind aus der amtlichen Bewertung 
ersichtlich. Analog der Eigenmietwertbesteuerung kann somit darauf abgestellt werden. 
 



Botschaft zur Gemeindeversammlung vom 12. Dezember 2024   |   www.samedan.ch22

 

Gesetzesartikel Erläuterungen 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
2 Für den Eigennutzer beträgt der Steuersatz pro Quadratmeter 
Nettowohnfläche und Jahr 8 Franken. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
3 Für den Beherberger beträgt der Steuersatz pro Quadratmeter 
Nettowohnfläche und Jahr 9 Franken. 
 

Bei der Nettowohnfläche einer Ferienliegenschaft handelt es sich um eine eindeutige 
Bemessungsgrundlage, die – im Gegensatz zur Anzahl Betten – nicht kurzfristig anpassbar ist und 
die einen ungefähren Bezug zur Nutzungsmöglichkeit der Ferienliegenschaft herstellt. 
 
Zur Kategorie der Eigennutzer gehören auch die selbstnutzenden 
Nutzniesser/Wohnrechtsberechtigten sowie die Dauermieter. Der Begriff der Eigennutzer beinhaltet 
in der Folge auch diese Steuersubjekte. 
 
 
 
 
 
 
 
In einem Urteil vom 5. Juli 2011 betreffend die Gemeinde Andermatt schützte das Bundesgericht 
einen Ansatz von 20 Franken pro Quadratmeter Nettowohnfläche und Jahr. 
 
Je nach Gemeinde bzw. touristischem Nutzen dürfte sich der Steuersatz pro Quadratmeter 
Nettowohnfläche zwischen 6 und 13 Franken bewegen. 
 
Als Kontrolle für die Höhe des Steuersatzes der Beherbergungsabgabe kann auf die bisherigen 
Pauschalen für Eigennutzer bei der Gästetaxe abgestellt werden, welche auf der Annahme 
beruhen, dass sich ein Eigennutzer im Durchschnitt während einer bestimmten Anzahl Tage in 
seiner Ferienwohnung aufhält. Das Verwaltungsgericht hat in einem älteren Urteil durchschnittlich 
50 Logiernächte im Grundsatz als zulässig erachtet, indes festgehalten, dass dann der Ansatz für 
die Abgabe im unteren Bereich liegen müsse. Weil mit der Beherbergungsabgabe die Kapazität 
besteuert wird und sämtliche Gäste - ausser es liegt eine Vermietung vor, bei welcher der 
Eigennutzer zum Beherberger wird - in der Abgabe enthalten sind, kann die Beherbergungsabgabe 
tendenziell höher ausfallen als die bisherige pauschalierte Gästetaxe für Eigennutzer (inkl. 
Familienangehörige). 
 
Der Beherberger erreicht in der Regel eine höhere Belegung als ein Eigennutzer. Für den 
Beherberger besteht deshalb ein höherer Tourismusnutzen aus der Verwendung der 
Beherbergungsabgabe als für den Eigennutzer, weshalb Beherberger eine höhere Abgabe zu 
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entrichten haben als Eigennutzer. Der Eigennutzer wird bereits ab dem ersten Tag der Vermietung 
als Beherberger qualifiziert. 
 
Gegen eine höhere Beherbergungsabgabe bei den Beherbergern im Vergleich zu den 
Eigennutzern könnte eingewendet werden, dass es politisch nicht erwünscht ist, jene Eigentümer, 
die vermieten und damit warme Betten generieren, stärker zu belasten als die Eigennutzer. Dem 
ist entgegenzuhalten, dass es sich bei der Beherbergungsabgabe um eine Kostenanlastungssteuer 
handelt, die eine steuerliche Privilegierung der Vermietung gegenüber der Eigenbelegung mit dem 
Ziel der Forderung warmer Betten nicht zulässt. 
 
Stellt ein Eigentümer/Nutzungsberechtigter seine Ferienliegenschaft regelmassig Gästen 
unentgeltlich zur Verfügung, wird er dadurch nicht vom Eigennutzer zum Vermieter. Erfolgt eine 
Beherbergung unentgeltlich, indem beispielsweise Familienangehörigen oder Freunden privat 
Unterkunft gewahrt wird, ist davon auszugehen, dass der Besuch dieser Personen in erster Linie 
auf der persönlichen Beziehung zum Eigentümer beruht und nicht auf den mit der 
Beherbergungsabgabe finanzierten Massnahmen für die Tourismusentwicklung (touristische 
Einrichtungen, Veranstaltungen und Dienstleistungen). Ein höherer Tourismusnutzen, der eine 
stärkere Belastung des Eigentümers wie bei einer Vermietung rechtfertigen würde, ist daher nicht 
gegeben. 
 
Falls jemand Eigentümer von zwei oder mehreren Wohnungen ist, wobei eine Wohnung selber 
genutzt und die andere(n) Wohnung(en) vermietet wird (werden), wird er für sämtliche Objekte 
abgabepflichtig. Für die selber genutzte Wohnung gelangt der Steuersatz für Eigennutzer und für 
die vermieteten Wohnungen jener für Beherberger zur Anwendung. Zu beachten ist überdies, dass 
ein Dauermieter ab einer gewissen Mietdauer dem Eigennutzer gleichgestellt ist. In solchen Fällen 
ist nicht mehr der Eigentümer Steuersubjekt, sondern der Mieter. 
 
Je nach Gemeinde bzw. touristischem Nutzen dürfte sich der Steuersatz pro Quadratmeter 
Nettowohnflache zwischen 9 und 19 Franken bewegen. Dieser Rahmen entspricht sowohl beim 
unteren Rahmenbetrag von 9 Franken als auch beim oberen Rahmenbetrag von 19 Franken einer 
Erhöhung von (rund) 50 % im Vergleich zu den Rahmenbetragen bei den Eigennutzern von 6 und 
13 Franken. 
 
Im Sinne einer Grundtaxe wird von einer Mindestfläche von 30 Quadratmeter ausgegangen.  
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4 In jedem Fall wird für die Bemessung der Nettowohnfläche von 
einer Mindestfläche von 30 Quadratmeter ausgegangen. 
 
Die über 150 Quadratmeter hinausgehende Nettowohnfläche 
wird für die Bemessung nicht berücksichtigt. 

 
 
 
Der touristische Nutzen ist Massstab für die korrekte Ausgestaltung der Beherbergungsabgabe. 
Dieser Tourismusnutzen dürfte ab einer bestimmten Wohnungsgrösse kaum mehr zunehmen. Aus 
diesem Grund wird vorgeschlagen, dass die Beherbergungsabgabe bei 150 Quadratmeter ihre 
maximale Höhe erreicht. 

Art. 10 Steuersatz für Ferienlager/Gruppenunterkünfte 
1 Die Bemessung richtet sich nach der Anzahl Schlafplätze. 
 
 
2 Die Beherbergungsabgabe beträgt pro Schlafplatz und Jahr 
120 Franken. 

 
Bei der Anzahl Schlafplätze handelt es sich um eine leicht kontrollierbare Grösse, die sich bei 
Ferienlagern eingebürgert hat. 
 
Je nach Gemeinde bzw. touristischem Nutzen dürfte sich der Steuersatz pro Schlafplatz zwischen 
70 und 150 Franken bewegen. 

Art. 11 Steuersatz für Berg- und SAC-Hütten 
1 Die Bemessung richtet sich nach der Anzahl Schlafplätze. 
 
 
2 Die Beherbergungsabgabe beträgt pro Schlafplatz und Jahr 
90 Franken. 

 
Der touristische Nutzen solcher Hütten dürfte in aller Regel kleiner sein als bei Ferienlagern, 
weshalb es sich rechtfertigt, für sie eine eigene Kategorie zu schaffen. 
 
Je nach Gemeinde bzw. touristischem Nutzen dürfte sich der Steuersatz pro Schlafplatz zwischen 
50 und 120 Franken bewegen. 

Art. 12 Steuersatz für Campingplätze 
1 Die Bemessung richtet sich nach der Anzahl Zelt- respektive 
Stellplätze. 
 
2 Die Beherbergungsabgabe beträgt pro Zelt- respektive 
Stellplatz und Jahr 350 Franken. 

 
 
 
 
Je nach Gemeinde bzw. touristischem Nutzen dürfte sich der Steuersatz pro Stand- und Zeltplatz 
zwischen 200 und 450 Franken bewegen. 
 
Gleich wie der Dauermieter einer Ferienwohnung wird auch der Dauermieter eines Stand- bzw. 
Zeltplatzes dem Eigennutzer gleichgestellt. Dies bedeutet, dass er für die Beherbergungsabgabe 
zum Steuersubjekt wird und die betreffende Pauschale für den Stand- bzw. Zeltplatz bezahlen 
muss. 
 

Art. 13 Steuersatz für einzelne Zimmer 
1 Die Bemessung richtet sich nach der Anzahl der vermieteten 
Zimmer. 

 
Während die Anzahl Betten kurzfristig angepasst werden kann, handelt es sich bei der Anzahl der 
vermieteten Zimmer um eine eindeutige Bemessungsgrundlage. Bei der Festlegung des konkreten 
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2 Die Beherbergungsabgabe beträgt pro Zimmer und Jahr 200 
Franken. 

Steuersatzes pro Zimmer kann davon ausgegangen werden, dass ein Zimmer im Regelfall zwei 
Betten umfasst. 
 
Wenn die betreffenden Zimmer ausschliesslich oder teilweise für die Vermietung genutzt werden, 
ist der Vermieter diesbezüglich Beherberger und schuldet gemäss der vorliegenden Bestimmung 
die Beherbergungsabgabe. Ansonsten bleibt der Vermieter entweder Eigennutzer oder er hat gar 
keine Beherbergungsabgabe zu bezahlen, wenn er in der Gemeinde unbeschränkt steuerpflichtig 
ist. 
 
Je nach Gemeinde bzw. touristischem Nutzen dürfte sich der Steuersatz pro Zimmer zwischen 180 
und 400 Franken bewegen. 

Art. 14 Übrige Unterkunftsarten 
Unterkunftsarten, die in den Artikeln 8 bis 13 nicht aufgeführt 
sind, fallen in jene Kategorie, der sie am ähnlichsten sind. 

 
Es handelt sich hier um eine «Auffangbestimmung» für Unterkunftsarten, welche nicht in einer der 
Kategorien der vorangegangenen Bestimmungen erwähnt werden. Diese sollen in jener Kategorie 
erfasst werden, welcher sie am ähnlichsten sind und in welcher sie somit sinngemäss einzuordnen 
sind. Durch diese Bestimmung soll verhindert werden, dass einzelne Beherberger, welche ebenfalls 
einen Tourismusnutzen haben, im Gesetz jedoch nicht explizit erwähnt werden, keine 
Beherbergungsabgabe bezahlen müssen. 
 

  
Art. 15 Verwendung der Erträge aus der 
Beherbergungsabgabe 
1 Die Erträge aus der Beherbergungsabgabe müssen zur 
Finanzierung von Ausgaben im Interesse und zum Nutzen der 
Abgabepflichtigen verwendet werden. Sie dürfen nicht für die 
Finanzierung traditioneller Gemeindeaufgaben verwendet 
werden. 
 
 
 
 
2 Im Interesse und zum Nutzen der Eigennutzer und der 
Beherberger erfolgen Ausgaben für die Finanzierung der 
Tourismusentwicklung. Darunter fallen insbesondere Planung, 

 
 
Diese Bestimmung entspricht jener von Art. 22a Abs. 6 GKStG Die Erträge einer 
Kostenanlastungssteuer sind zweckgebunden. Die Mittelverwendung ergibt sich aus der 
Ausgestaltung der Beherbergungsabgabe als Kostenanlastungssteuer. 
 
Tätigt die Gemeinde aus ordentlichen Mitteln Investitionen in die Tourismusentwicklung, schliesst 
das deren gleichzeitige Finanzierung aus Mitteln der Beherbergungsabgabe nicht aus. 
 
 
 
Es liegt in der Verantwortung der Gemeinde, wie sie sich in touristischer Hinsicht positionieren 
möchte und in welchem Ausmass sie die Tourismuswirtschaft fördern mochte. Bei der Frage, was 
als touristische Infrastruktur zählt, ist den Gemeinden ein grosses Ermessen einzuräumen. 
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Entwicklung, Bau und Betrieb touristischer Angebote 
(Infrastrukturen, Dienstleistungen, Veranstaltungen und 
Gästeinformationen) vor Ort. 
 
 
 
 
 
3 Als traditionelle Gemeindeaufgaben gelten jene, die keinen 
erheblichen Konnex zum Tourismus aufweisen. 
 
 
 
 
 
4 Die Gemeinde ist verpflichtet, auf Anfrage die 
Mittelverwendung offenzulegen. 

Entscheidend ist allein, ob die entsprechenden Einrichtungen für die Ortseinwohner alleine nicht 
oder nicht in demselben Ausmass geschaffen oder betrieben wurden. 
 
Die von den Eigennutzern entrichtete Beherbergungsabgabe darf nur für die Finanzierung der 
Tourismusentwicklung und nicht für die Tourismuswerbung verwendet werden. Aus Gründen der 
rechtsgleichen Behandlung sind auch die Einnahmen aus der Beherbergungsabgabe der 
Beherberger für die Tourismusentwicklung zu verwenden. 
 
Mit dem Begriff der traditionellen Aufgaben wird der Tatsache Rechnung getragen, dass immer 
mehr touristische Aufgaben zu Gemeindeaufgaben werden. Damit auch diese neuen Aufgaben mit 
der Beherbergungsabgabe finanziert werden können, werden lediglich die traditionellen 
Gemeindeaufgaben von der Finanzierung über die Beherbergungsabgabe ausgeschlossen. Zu den 
traditionellen Gemeindeaufgaben gehören beispielsweise der Bau und der Unterhalt von Strassen 
und Schulhäusern, die Kosten für Soziales, den Umweltschutz und die Wasserversorgung. 
 
Für den Abgabepflichtigen ist es zentral, dass er die Mittelverwendung der Gemeinde bzw. der 
Tourismusorganisation nachvollziehen kann. Nur so kann er beurteilen, ob die Erträge aus der 
Beherbergungsabgabe zur Finanzierung von Ausgaben verwendet werden, die in seinem Interesse 
liegen. Aus diesem Grund werden die Gemeinden bzw. Tourismusorganisationen gemäss Art. 22a 
Abs. 8 GKStG verpflichtet, «die Mittelverwendung detailliert offenzulegen». Die Formulierung, 
wonach die Offenlegung «detailliert» erfolgen muss, bedeutet Folgendes: Der Beherberger bzw. 
der Eigennutzer muss nachvollziehen können, wie die Einnahmen aus der Beherbergungsabgabe 
verwendet werden. Die Gemeinden können selber entscheiden, wie sie die Offenlegung der 
Mittelverwendung regeln wollen. Dies kann etwa durch Publikation der betreffenden Zahlen im 
Internet oder erst nach einer konkreten Anfrage erfolgen. 
 

4. Verkehrsabgabe und Verkehrstaxe  
Art. 16 Allgemeines 
1 Die Gemeinde liegt im Verkehrsverbundsgebiet Oberengadin 
und erhebt einen Zuschlag für den öffentlichen Verkehr. Dieser 
Zuschlag wird auf der Beherbergungsabgabe erhoben und zur 
Förderung des öffentlichen Verkehrs verwendet. 
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2 Zu den nachfolgenden Bestimmungen Art. 17 und 18 
kommen die Vereinbarung zwischen der Gemeinde und dem 
Gemeindeverband für den öffentlichen Verkehr im 
Oberengadin sowie die jeweils gültigen Statuten des 
Gemeindeverbands für den öffentlichen Verkehr im 
Oberengadin und die diesbezüglichen 
Ausführungsbestimmungen ergänzend zur Anwendung. 
Art. 17 Verkehrstaxe 
1 Das Steuersubjekt der Verkehrstaxe ist der Beherberger 
nach Art. 4 Abs. 1. 
 
2 Steuerobjekt der Verkehrstaxe ist der direkte oder indirekte 
Nutzen aus dem öffentlichen Verkehr. 
 
3 Der Zuschlag der Verkehrstaxe beträgt pro Jahr: 
a) 115 Franken pro Zimmer für den Beherberger gemäss Art. 

8 und 13; 
b) 1.10 Franken pro Quadratmeter Nettowohnfläche für den 

Beherberger gemäss Art. 9; 
c) 4 Franken pro Schlafplatz für den Beherberger gemäss 

Art. 10 und 11; 
d) 32 Franken pro Stellplatz für den Beherberger gemäss Art. 

12. 

 
Für die Zeit vom 01. Dezember bis zum 31. Mai beträgt die Verkehrstaxe gemäss Art. 9 der 
Ausführungsbestimmungen zu den Statuten des Gemeindeverbandes für den öffentlichen Verkehr 
im Oberengadin pro Logiernacht 0.40 Franken, für die Zeit vom 01. Juni bis 30. November pro 
Logiernacht 0.25 Franken. Die Gemeinden, die die Logiernächte nicht mehr erfassen und mittels 
Pauschale abrechnen, können mit dem Gemeindeverband eine Pauschale vereinbaren. 

Art. 18 Verkehrsabgabe 
1 Das Steuersubjekt der Verkehrsabgabe ist der Eigentümer, 
Nutzniesser, Wohnrechtsberechtigte und Dauermieter von in 
der Gemeinde gelegenem Wohnraum, der vor allem Ferien- 
und Erholungszwecken dient. 
 
2 In dem Umfange, als ein Nutzniesser, 
Wohnrechtsberechtigter oder Dauermieter die Verkehrsabgabe 
zu leisten verpflichtet ist, wird der Eigentümer von der Leistung 
der Verkehrsabgabe befreit. 
 

 
Die Eigentümer von Wohnungen, die nicht von Personen mit festem Wohnsitz im Oberengadin als 
ständiger Wohnsitz genutzt werden, entrichten gemäss Art. 10 der Ausführungsbestimmungen zu 
den Statuten des Gemeindeverbandes für den öffentlichen Verkehr im Oberengadin eine jährliche 
Verkehrsabgabe. Die jährliche Verkehrsabgabe ist vom Verband auf CHF 80.00 festgelegt. 
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3 Steuerobjekt der Verkehrsabgabe ist der direkte oder 
indirekte Nutzen aus dem öffentlichen Verkehr. 
 
4 Die Verkehrsabgabe beträgt pro Jahr und Ferienwohnung 
pauschal 80 Franken. 
5. Gemeinsame Bestimmungen  
Art. 19 Pro rata Besteuerung 
1 Unterliegt ein Abgabepflichtiger nicht während des ganzen 
Jahres der Pflicht zur Entrichtung der Beherbergungsabgabe, 
Verkehrsabgabe und Verkehrstaxe, werden diese lediglich für 
die Anzahl Monate, für die die Abgabepflicht besteht, erhoben. 
Angebrochene Monate zählen voll. 
 
2 Für Liegenschaften, die während mindestens 6 Monaten im 
Jahr nicht nutzbar sind, reduzieren sich die 
Beherbergungsabgabe, die Verkehrsabgabe und die 
Verkehrstaxe anteilsmässig für die Zeit, während der die 
Liegenschaft nicht nutzbar war. 

 
Unterliegt ein Abgabepflichtiger nicht während des ganzen Jahres der Abgabepflicht, ist es sachlich 
richtig, die Jahrespauschale nur pro rata zu erheben. Der Tourismusnutzen erstreckt sich in diesen 
Fällen nicht auf das ganze Jahr. Zu denken ist beispielsweise an jene Fälle, in denen eine 
Zweitwohnung nicht Anfang Jahr, sondern erst im Laufe des Jahres erworben wird. 
 
 
Einsaisonbetriebe sollen grundsätzlich gleich behandelt werden wie Zweisaisonbetriebe, weil sie in 
der Regel weniger zur Attraktivität des Ferienortes beitragen und dafür nicht noch mit einer 
reduzierten Beherbergungsabgabe belohnt werden sollen. Eine Ausnahme kann dann erfolgen, 
wenn der betreffende Betrieb aus Gründen der Erreichbarkeit nicht während der ganzen Saison 
geöffnet ist. Beim entsprechenden Nachweis handelt es sich um eine steuermindernde Tatsache, 
weshalb die Beweislast der abgabepflichtigen Person obliegt. So kann bei entsprechendem 
Nachweis z.B. für Betriebe, die aus Gründen der Erreichbarkeit innerhalb eines Jahres (etwa in der 
Wintersaison) während mehr als sechs Monaten nicht nutzbar sind, die Beherbergungsabgabe 
reduziert werden. 

Art. 20 Einzug und Fälligkeit 
1 Die Beherbergungsabgabe, die Verkehrsabgabe und die 
Verkehrstaxe werden jährlich mittels anfechtbarer Verfügung in 
Rechnung gestellt. 
 
2 Die Abgaben werden mit der Zustellung der Rechnung fällig 
und sind innert 30 Tagen seit der Fälligkeit zahlbar. 

 

Art. 21 Verfahrenspflichten 
1 Die Abgabepflichtigen sind gegenüber den mit der Erhebung 
der Abgaben beauftragten Amtsstellen der Gemeinde zur 
Auskunftserteilung über alle die Tourismusabgaben 
betreffenden Tatsachen verpflichtet. 

 
Hier werden die Verfahrenspflichten der Abgabepflichtigen verankert. Aufgrund der subsidiären 
Anwendung des jeweils geltenden Steuergesetzes finden überdies unter anderem auch die 
Bestimmungen im kantonalen Steuergesetz zu den Verfahrenspflichten der Abgabepflichtigen (Art. 
127 ff. StG) sinngemäss Anwendung. 

 

Gesetzesartikel Erläuterungen 
 
2 Sie liefern die für den Bezug erforderlichen Angaben 
wahrheitsgetreu und vollständig an die mit der Erhebung der 
Abgaben beauftragten Amtsstellen und gewähren Einsicht in 
die Belege und Aufzeichnungen. 
 
3 Die Gemeinde bezeichnet die Art und Weise der 
Auskunftserteilung und die ihr vorzulegenden Unterlagen unter 
Ansetzung einer angemessenen Frist. 
 
4 Kommt es bei einer Liegenschaft während des Jahres zu 
einer Handänderung, so haben sich der Veräusserer und der 
Erwerber über die Abgrenzung der gemäss diesem Gesetz 
bezahlten Abgaben ohne Mitwirkung der Gemeinde zu 
verständigen. Diese leistet in den Fällen der Handänderung 
keine Rückerstattung. Schuldner der Abgaben sind die im 
Zeitpunkt der Fälligkeit im Grundbuch (Hauptbuch) 
eingetragenen Grundeigentümer. 
 
5 Kommt es bei einer Liegenschaft während des Jahres zur 
Einräumung oder zum Wegfall einer Nutzniessung, eines 
Wohnrechtes oder einer Dauermiete, gilt die Regelung gemäss 
Abs. 4 analog. 
 
Art. 22 Kontrolle/Auskunftspflicht 
1 Die Gemeinde ist berechtigt, die für die Erhebung der 
Beherbergungsabgaben sowie der Verkehrsabgaben und der 
Verkehrstaxen erforderlichen Kontrollen durchzuführen 
beziehungsweise anzuordnen und durchführen zu lassen. 
 
2 Die Kontrollorgane haben sich bei der Ausübung ihrer 
Funktion mit einem entsprechenden Ausweis zu legitimieren. 
Es sind ihnen die gewünschten Auskünfte zu erteilen und die 
verlangten Unterlagen vorzuweisen. Ebenso ist ihnen auf 

 
Die Kontrolle kann dazu dienen, die Anzahl der Zimmer, der Schlafplätze etc. zu überprüfen. 
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Verlangen der Zutritt in die Wohn- oder Geschäftszwecken 
dienenden Raume zu gewähren. 
Art. 23 Verzugs- und Vergütungszinsen 
1 Für Abgaben, die nicht innert den festgesetzten 
Zahlungsfristen beglichen werden, ist ein Verzugszins zu 
erheben. Dies gilt auch für die Bezahlung provisorischer 
Beträge oder wenn ein Rechtsmittel ergriffen wurde. 
 
2 Ergibt sich aufgrund eines erfolgreich ergriffenen 
Rechtsmittels, dass ein zu hoher Betrag bezahlt wurde, ist der 
Minderbetrag mit einem Vergütungszins zurückzuerstatten. 
 
3 Verzugs- und Vergütungszinsen entsprechen den kantonalen 
Ansätzen. 

 
Für die Höhe der Verzugszinsen ist auf das jeweilige Kalenderjahr abzustellen. 
 

Art. 24 Ermessensveranlagung 
1 Die Beherbergungsabgaben, Verkehrsabgaben und 
Verkehrstaxen werden nach pflichtgemässem Ermessen 
veranlagt, wenn der Abgabepflichtige seine 
Verfahrenspflichten trotz Mahnung und Androhung der 
Ermessenstaxation nicht erfüllt hat oder die Steuerfaktoren 
mangels zuverlässiger Unterlagen nicht einwandfrei ermittelt 
werden können. 
 
 
 
 
 
2 Die Ermessenstaxation kann nur wegen offensichtlicher 
Unrichtigkeit angefochten werden. Die Einsprache ist zu 
begründen und muss allfällige Beweismittel nennen. Genügt 
die Einsprache diesen Erfordernissen nicht, wird auf sie nicht 
eingetreten. 

 
Die Höhe der geschuldeten Abgabe wird im ordentlichen Verfahren aufgrund der Angaben des 
Abgabepflichtigen (Selbstdeklaration; Angaben über Nutzung der Wohnung etc.) berechnet. Fehlen 
nun aber die nötigen Angaben (z.B. zur Nutzung einer Ferienwohnung) oder sind diese 
unvollständig oder offensichtlich falsch, so kann die Gemeinde eine Ermessensveranlagung 
vornehmen. Die Ermessenstaxation ist eine für den Abgabepflichtigen einschneidende 
Massnahme. Sie darf erst getroffen werden, wenn er seine Verfahrenspflichten (z.B. Auflage der 
Veranlagungsbehörde wird nicht beantwortet) trotz Mahnung und ausdrücklicher Androhung einer 
Ermessenstaxation nicht erfüllt. Die Veranlagung erfolgt unter Berücksichtigung aller im Zeitpunkt 
der Einschätzung bekannten Tatsachen und ist zu begründen (vgl. Art. 131 Abs. 2 StG). 
 
 
 
Die erhöhten prozessualen Anforderungen finden ihre Erklärung in der besonderen Natur der 
Ermessensveranlagung. Da die Veranlagungsbehörde mangels genügender Unterlagen nicht alle 
Faktoren genau ermitteln kann, muss sie diese schätzen. Dabei hat sie notwendigerweise auf 
Annahmen und Vermutungen abzustellen. Weil eine Ermessenseinschätzung somit naturgemäss 
eine gewisse Unschärfe aufweist, ist die Möglichkeit, sie anzufechten, entsprechend eingeschränkt. 
Der Abgabepflichtige kann sie nur wegen offensichtlicher Unrichtigkeit in Frage stellen. Er hat 
nachzuweisen, dass die Ermessensveranlagung den tatsachlichen Verhältnissen nicht entspricht. 

 

Gesetzesartikel Erläuterungen 
Mittels umfassendem Unrichtigkeitsnachweis hat er die bisher vorhandene Ungewissheit bezüglich 
des Sachverhalts zu beseitigen. 

Art. 25 Feststellung der subjektiven Steuerpflicht 
Bestreitet der Abgabepflichtige die subjektive Steuerpflicht, 
kann die Veranlagungsbehörde mittels Verfügung einen 
Entscheid über die subjektive Steuerpflicht erlassen. 

 
Für den Fall, dass ein Abgabepflichtiger seine Steuerpflicht bestreitet, muss die 
Veranlagungsbehörde die Möglichkeit haben, die Steuerpflicht mit einer entsprechenden Verfügung 
festzustellen. Die vorliegende Bestimmung schafft die entsprechende gesetzliche Legitimation. 
Gegen eine solche Feststellungsverfügung kann der Pflichtige Einsprache und Beschwerde 
erheben. 

Art. 26 Widerhandlungen: Grundsatz 
1 Ergibt sich aufgrund von Tatsachen oder Beweismitteln, die 
bei der Veranlagung nicht bekannt waren, dass eine 
Veranlagung zu Unrecht unterblieben oder eine rechtskräftige 
Veranlagung unvollständig ist, wird die nicht beziehungsweise 
zu wenig veranlagte Abgabe nebst Zins als Nachsteuer 
erhoben. 
 
 
 
 
 
 
 
2 Wer einer Pflicht, die ihm nach den Vorschriften dieses 
Gesetzes oder nach einer aufgrund dieses Gesetzes 
getroffenen Anordnung obliegt, trotz Mahnung vorsätzlich oder 
fahrlässig nicht nachkommt, wird von der zuständigen 
Vollzugsbehörde mit einer Busse bis 10'000 Franken bestraft. 
 
3 Wer vorsätzlich oder fahrlässig bewirkt, dass eine 
Veranlagung zu Unrecht unterblieben oder eine rechtskräftige 
Veranlagung unvollständig ist, wird von der zuständigen 
Vollzugsbehörde mit einer Busse bestraft. 
 

 
Die Widerhandlungen betreffen drei Tatbestände: Nachsteuern, Ordnungsbussen und Bussen bzw. 
Strafsteuern wegen (vollendeter oder versuchter) Hinterziehung von Beherbergungsabgaben. 
 
Stellt sich heraus, dass Beherbergungsabgaben zu Unrecht nicht oder nicht vollständig veranlagt 
wurden (z.B. wegen falschen Angaben über die Vermietung), so werden diese nebst Zins als 
Nachsteuern erhoben. Dabei spielt das Verschulden keine Rolle. 
 
 
 
 
 
 
 
Wer trotz erfolgter Mahnung Vorschriften des kommunalen Tourismusgesetzes vorsätzlich oder 
fahrlässig verletzt oder einer Anordnung der Vollzugsbehörde nicht nachkommt (Verletzung van 
Verfahrenspflichten, z.B. eine Auflage nicht beantwortet), soll mit einer Busse bestraft werden 
können. 
 
 
Diese Absätze betreffen die vollendete Abgabehinterziehung. Wer Tourismusabgaben hinterzieht, 
soll mit einer Busse bestraft werden können. Die Festsetzung der Höhe erfolgt nach Massgabe des 
Verschuldens. Neben dem Verschulden sind für die Bestimmung der Höhe der Busse innerhalb des 
Strafrahmens die Beweggründe, das Vorleben und die persönlichen Verhältnisse des Schuldigen 
zu berücksichtigen, so dass dieser durch die Einbusse die Strafe erleidet, die seinem Verschulden 
angemessen ist. Auch im Steuerstrafrecht sind deshalb grundsätzlich das Einkommen und 
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4 Die Busse gemäss Absatz 3 beträgt in der Regel das 
Einfache der hinterzogenen Abgabe. Sie kann bei leichtem 
Verschulden bis auf einen Drittel ermässigt, bei schwerem 
Verschulden bis auf das Dreifache erhöht werden. 
 
 
 
 
5 Wer eine Abgabehinterziehung versucht, wird mit Busse 
bestraft. Diese beträgt zwei Drittel der Busse, die bei 
vorsätzlicher Begehung einer vollendeten 
Abgabenhinterziehung ausgefallt worden wäre. 

Vermögen der abgabepflichtigen Person, ihr Familienstand und ihre Familienpflichten, ihr Beruf und 
Erwerb sowie ihr Alter und ihre Gesundheit von Bedeutung. 
 
 
 
 
 
 
In diesem Absatz wird die versuchte Abgabehinterziehung geregelt. Eine solche liegt vor, wenn der 
Abgabepflichtige unrichtige Angaben macht oder relevante Tatsachen verschweigt, dies jedoch 
(und im Gegensatz zur vollendeten Steuerhinterziehung gemäss Abs. 3 und 4) noch im 
Veranlagungsverfahren aufgedeckt wird. 
 
Anders als bei der vollendeten Abgabehinterziehung ist die versuchte Abgabenhinterziehung nur 
bei vorsätzlichem und nicht bei fahrlässigem Handeln strafbar. Der Abgabepflichtige muss mit 
Wissen und Wollen handeln. Dabei reicht Eventualvorsatz. Dieser liegt vor, wenn der 
Abgabepflichtige den Eintritt des Erfolgs für möglich halt, aber dennoch handelt, weil er den Erfolg 
für den Fall seines Eintritts in Kauf nimmt, sich mit ihm abfindet, mag er ihm auch unerwünscht sein. 
Nach konstanter Rechtsprechung gilt der Beweis des vorsätzlichen Abgabehinterziehungsversuchs 
als erbracht, wenn genügend sicher erstellt ist, dass der Abgabepflichtige sich bewusst war, dass 
die abgegebenen Informationen nicht korrekt oder unvollständig waren. Ist dies der Fall, so muss 
angenommen werden, dass er zumindest eventualvorsätzlich handelte, um eine zu tiefe 
Veranlagung zu erreichen. Diese Vermutung kann nicht leicht umgestossen werden, denn es lässt 
sich nur mit Mühe ein anderes Motiv finden, weshalb der Steuerpflichtige der Veranlagungsbehörde 
Angaben machen sollte, von denen er weiss, dass sie nicht korrekt oder nicht vollständig sind. 
 
Für die Strafzumessung gelten die gleichen Kriterien wie bei der vollendeten Steuerhinterziehung. 
 

Art. 27 Widerhandlungen bei juristischen Personen 
1 Werden mit Wirkung für eine juristische Person 
Verfahrenspflichten verletzt, Abgaben hinterzogen oder zu 
hinterziehen versucht, wird die juristische Personen gebüsst. 
 

 
Mit diesem Absatz wird festgehalten, dass die juristische Person (z.B. als Beherberger) als solche 
gebüsst wird, wenn sie selber Verfahrenspflichten verletzt oder eine Steuerhinterziehung begangen 
hat. 
 

 

Gesetzesartikel Erläuterungen 
2 Werden im Geschäftsbereich einer juristischen Person 
Teilnahmehandlungen (Anstiftung, Gehilfenschaft, Mitwirkung) 
an Steuerhinterziehungen Dritter begangen, gilt Absatz l 
sinngemäss. 
 
3 Die Bestrafung der handelnden Organe oder Vertreter bleibt 
vorbehalten. 

Wenn eine juristische Person (z.B. als Treuhänder) Teilnahmehandlungen an einer 
Abgabehinterziehung Dritter begeht, wird sie dafür bestraft. 
 
 
 
Verletzt eine juristische Person Verfahrenspflichten oder begeht sie eine Abgabehinterziehung, ist 
zu prüfen, ob - zusätzlich zur Bestrafung der juristischen Person - auch die handelnden Organe 
oder Vertreter zu bestrafen sind. 

Art. 28 Rechtsmittel 
1 Verfügungen der Gemeinde sind mit einer 
Rechtsmittelbelehrung zu versehen. Sie können innert 30 
Tagen seit Zustellung mit schriftlich begründeter Einsprache 
bei der Veranlagungsbehörde angefochten werden. 
 
 
 
2 Einspracheentscheide können innert 30 Tagen gemäss dem 
einschlägigen Bestimmungen des kantonalen Rechts beim 
Verwaltungsgericht des Kantons Graubünden angefochten 
werden. 

 
Gegen die Verfügungen der Gemeinde muss den Betroffenen die Möglichkeit einer gerichtlichen 
Überprüfung eingeräumt werden. Wie im Steuerrecht üblich, ist als erstes Rechtsmittel die 
Einsprache vorzusehen. 
 
 
 
 
Die Frist von 30 Tagen ergibt sich aus dem kantonalen Gesetz über die Verwaltungsrechtspflege 
(VRG). 

Art. 29 Vollzug und Zuständigkeit 
1 Der Vollzug dieses Gesetzes und gegebenenfalls seiner 
Ausführungsbestimmungen, insbesondere die Veranlagung 
und Erhebung, die Verwaltung und die gesetzeskonforme 
Verwendung der Abgaben und Taxen, erfolgt durch die 
Gemeinde. Für die Kontrolle kann die Veranlagungsbehörde 
auch externe Dritte beiziehen. 
 
2 Sämtliche rechtskräftigen Verfügungen der 
Veranlagungsbehörde gelten als Rechtsöffnungstitel im Sinne 
von Artikel 80 SchKG. 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
Verfügungen werden rechtskräftig, wenn sie von den Betroffenen nicht mehr mit ordentlichen 
Rechtsmitteln angefochten werden können (z.B. wenn die Einsprachefrist unbenutzt ablauft oder 
wenn die letzte lnstanz über die Sache entschieden hat). Solche Verfügungen gelten als 
Rechtsöffnungstitel im Sinne des Bundesgesetzes Ober Schuldbetreibung und Konkurs (SchKG). 
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3 Der Gemeinde steht eine Provision für die Erhebung von 5% 
Prozent der veranlagten Abgaben und Taxen zu. 
 
4 Dem Gemeindevorstand obliegt: 
a) Die Verwaltung und die gesetzeskonforme Verwendung 

der Beherbergungs- und der Verkehrsabgabe sowie der 
Verkehrstaxe, sofern nicht eine andere Behörde als 
zuständig erklärt wird; 

b) Bei Bedarf, der Erlass der erforderlichen 
Ausführungsbestimmungen; 

 
5 Der Gemeindeverwaltung obliegt: 
a) Die Veranlagung und der Einzug der Beherbergungs- und 

Verkehrsabgabe sowie der Verkehrstaxe; 
b) Die Bezeichnung der Art und Weise der 

Auskunftserteilung und die ihr vorzulegenden Unterlagen 
gemäss Art. 21 Abs. 3; 

c) Die Durchführung bzw. Anordnung der für die Erhebung 
der Beherbergungs- und Verkehrsabgabe sowie der 
Verkehrstaxe erforderlichen Kontrollen bei den Betrieben 
gemäss Art. 22; 

d) Bei Bedarf, der Beizug externer Dritter für die Kontrolle; 
e) Der Entscheid über die subjektive Steuerpflicht gemäss 

Art. 25; 
f) Die Bussenverfügung und dazugehörige 

Aufgabenerfüllung gemäss Art. 26 und Art. 27; 
g) Der Entscheid über Einsprachen gemäss Art. 28 Abs. 1 
 

 
 
 

6. Schluss- und Übergangsbestimmungen  
Art. 30 Genehmigung 
Das vorliegende Gesetz bedarf der Genehmigung durch die 
Regierung des Kantons Graubünden. 

 
Gemäss Art. 26 Abs. 3 GKStG bedürfen kommunale Steuergesetze - dazu gehören auch die 
kommunalen Tourismusgesetze - der Genehmigung durch die Regierung. Die Genehmigung ist 
konstitutiver Natur. Der betreffende Erlass kann demnach erst nach der Genehmigung in Kraft 
gesetzt werden. 

 

Gesetzesartikel Erläuterungen 
Art. 31 Übergangsbestimmungen 
Die bis zum 31. Dezember 2024 erhobenen Kurtaxen werden 
von der Gemeinde gestützt auf das damals geltende Recht 
veranlagt und in Rechnung gestellt. 

 

Art. 32 Inkrafttreten 
Nach der Annahme des vorliegenden Gesetzes durch die 
Gemeindeversammlung und nach dessen Genehmigung durch 
die Regierung des Kantons Graubünden bestimmt der 
Gemeindevorstand den Zeitpunkt des Inkrafttretens. 

 

 
 
 
 
Beschlossen von der Gemeindeversammlung am 12. Dezember 2024. 
 
 
 
 
Der Gemeindepräsident  Der Gemeindeschreiber 
 
 
 
 
Gian Peter Niggli   Claudio Prevost 


